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Einladung

DEr BURGERMEISTER

BORNHEIM

stadt

e
—

Sitzung Nr.

57/2013

BurgA Nr.

3/2013

An die Mitglieder

des Ausschusses fir Blrgerangelegenheiten
der Stadt Bornheim

Bornheim, den 29.08.2013

Sehr geehrte Damen und Herren,

zur nachsten Sitzung des Ausschusses fur Birgerangelegenheiten der Stadt Bornheim
lade ich Sie herzlich ein.
Die Sitzung findet am Dienstag, 17.09.2013, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses
Bornheim, Rathausstrafle 2, statt.
Die Tagesordnung habe ich im Benehmen mit dem Blrgermeister wie folgt festgesetzt:

TOP | Inhalt Vorlage Nr.
Offentliche Sitzung

1 Bestellung eines Schriftfiihrers/einer Schriftfihrerin

2 Verpflichtung von Ausschussmitgliedern

3 Einwohnerfragestunde

4 Entgegennahme der Niederschrift Gber die Sitzung Nr. 45/2013 vom
26.06.2013

5 Anregung nach 8§ 24 GO vom 03.06.2013 betr. Ressourcen fur die son- | Erganzung
derpddagogische Forderung im Haushalt der Stadt Bornheim 331/2013-4

6 Anregung nach 8§ 24 GO vom 17.06.2013 betr. Energiewende ohne 413/2013-SUA
Fracking

7 Anregung nach 8§ 24 GO vom 05.07.2013 betr. Berucksichtigung Bau- 404/2013-7
gebiete Herseler Stral3e, Fuhrweg/Koblenzer Straf3e und Maarpfad bei
der vorrangigen Wohnbauflachenentwicklung in Roisdorf

8 Anregung nach 8§ 24 GO vom 11.08.2013 betr. aktuelle Kinderbetreu- 439/2013-4
ungssituation in Walberberg

9 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Kinderbetreuungssitua- | 450/2013-4
tion in Walberberg

10 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Busverkehr Schulkinder | 451/2013-4
aus Kardorf zur Grundschule Rdsberg

11 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Beibehaltung des Peter- | 454/2013-9
Fryns-Platzes als Parkplatz

12 Anfrage des RM Stadler vom 28.08.2013 betr. Stérung der Nachtruhe 455/2013-3
im Bereich Parkplatz Friedrichstraf3e in Roisdorf

13 Mitteilungen mundlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen
Sitzungen

14 Anfragen mindlich

Mit freundlichen Grif3en

|-{':: | .f
Gezeichnet: Thorsten Knott beglaubigt: | \NAe e/
(Vorsitzendel/r) (Verwaltungsfachwirtin)

3/61




Niederschrift

DErR BURGERMEISTER

BORNHEIM

stadt

e

Sitzung des Ausschusses fir Birgerangelegenheiten der Stadt Bornheim am Mittwoch,

26.06.2013, 18:00 Uhr, im Ratssaal des Rathauses Bornheim, Rathausstra3e 2

X | Offentliche Sitzung Sitzung Nr. 45/2013
Nicht-6ffentliche Sitzung BiirgA Nr. 2/2013
Anwesende
Vorsitzender
Knott, Thorsten FDP-Fraktion
Mitglieder
Feldenkirchen, Hans Gerd UWG/Forum-Fraktion
Hanft, Wilfried SPD-Fraktion
Honig, Heinrich CDU-Fraktion
Kleinekathofer, Ute SPD-Fraktion
Odenthal, Kurt CDU-Fraktion
Pacyna, Michael Dr. Bindnis90/Grune
stv. Mitglieder
Sdllheim, Michael CDU-Fraktion
Verwaltungsvertreter
Brihl, Gerhard
Pieck, Johannes
Schriftfthrerin
Altaner, Petra
Nicht anwesend (entschuldigt)
Velten, Konrad CDU-Fraktion
agesordnung
TOP | Inhalt Vorlage Nr.
Offentliche Sitzung
1 | Bestellung eines Schriftfihrers/einer Schriftfiihrerin
2 | Verpflichtung von Ausschussmitgliedern
3 | Einwohnerfragestunde
4 | Entgegennahme der Niederschrift Gber die Sitzung Nr. 10/2013 vom
06.02.2013
5 | Anregung nach § 24 GO vom 15.11.2012 betr. Verkehrsverhaltnisse 014/2013-9
auf der WupperstralRe in Hersel
6 | Anregung nach § 24 GO vom 25.01.2013 betr. Anbringung eines Ver- | 091/2013-9
kehrszusatzzeichens 250 im Einmindungsbereich der Wupperstral3e
7 | Anregung nach § 24 GO vom 28.01.2013 betr. Aufstellung der Ver- 084/2013-9

kehrszeichen 605 an der KonigstralRe

Anregung nach 8§ 24 GO vom 03.05.2013 betr. Fluglarm in Walber-
berg

275/2013-SUA

Anregung nach 8§ 24 GO vom 13.05.2013 betr. Einrichtung eines Ful3-
gangeruberweges im Servatiusweg

284/2013-9
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TOP | Inhalt Vorlage Nr.

10 | Anregung nach § 24 GO vom 15.05.2013 betr. Verkehrs- und Sicher- | 317/2013-9
heitsverhaltnisse auf dem Heerweg in Waldorf

11 | Anregung nach § 24 GO vom 21.05.2013 betr. Beschilderung an der 312/2013-9
Aeltersgasse in Bornheim

12 | Anregung nach § 24 GO vom 03.06.2013 betr. Ressourcen fir die 331/2013-4
sonderpadagogische Forderung im Haushalt der Stadt Bornheim

13 | Mitteilungen mindlich und Beantwortung von Fragen aus vorherigen
Sitzungen

14 | Anfragen miindlich

Vor Eintritt in die Tagesordnung (der gesamten Sitzung)

AV Thorsten Knott eréffnet die Sitzung des Ausschusses flr Blrgerangelegenheiten der
Stadt Bornheim, stellt fest, dass ordnungsgemal eingeladen worden ist und dass der
Ausschuss fir Burgerangelegenheiten beschlussfahig ist.

Der Ausschuss beschliel3t die Tagesordnungspunkte 5 und 6 zusammen zu behandeln.

Stimmenverhaltnis:
- Einstimmig -

Die Tagesordnung der offentlichen Sitzung wird in folgender Reihenfolge behandelt:
TOP 1 -14.

Offentliche Sitzung

1 | Bestellung eines Schriftfihrers/einer Schriftfuhrerin

VA Altaner ist bereits zur Schriftfihrerin bestellt.

| 2| Verpflichtung von Ausschussmitgliedern |

Es wurde kein Ausschussmitglied verpflichtet.

| 3| Einwohnerfragestunde |

Keine

4 | Entgegennahme der Niederschrift Uber die Sitzung Nr. 10/2013
vom 06.02.2013

Beschluss
Der Ausschuss fir Burgerangelegenheiten erhebt gegen den Inhalt der Niederschrift Gber die
Sitzung Nr. 10/2013 vom 06.02.2013 keine Einwande.

-Einstimmig-

bei 1 Stimmenthaltung (B 90/Die Griinen)

AM Dr. Pacyna erklart, dass er sich der Stimme enthalten habe, da er bei der 0.g. Sitzung
nicht anwesend war.
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Die Tagesordnungspunkte 5 und 6 wurden zusammen behandelt.

5 | Anregung nach § 24 GO vom 15.11.2012 betr. Verkehrsverhélt- 014/2013-9
nisse auf der WupperstralRe in Hersel

Die Petentin erlautert ihre Anregung.

Herr Bruhl sagt zu, im Rahmen der personellen Kapazitaten und der sonstigen Gegebenhei-
ten, den ruhenden Verkehr in der Wupperstral3e verstarkt tiberwachen zu lassen.

Beschluss:
Der Ausschuss fir Birgerangelegenheiten nimmt die Ausfihrungen des Blrgermeisters zur
Kenntnis und betrachtet die Angelegenheiten als erledigt.

- Einstimmig -

Die Tagesordnungspunkte 6 und 5 wurden zusammen behandelt.

6 | Anregung nach 8 24 GO vom 25.01.2013 betr. Anbringung eines 091/2013-9
Verkehrszusatzzeichens 250 im Einmindungsbereich der Wup-
perstral3e

Die Petentin erlautert ihre Anregung.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Blrgerangelegenheiten nimmt die Ausfiihrungen des Blrgermeisters zur
Kenntnis und betrachtet die Angelegenheiten als erledigt.

- Einstimmig -

7 | Anregung nach § 24 GO vom 28.01.2013 betr. Aufstellung der 084/2013-9
Verkehrszeichen 605 an der Kénigstralle

Der Petent war in der Sitzung nicht anwesend.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Blrgerangelegenheiten nimmt die Ausfihrungen des Blrgermeisters zur
Kenntnis und betrachtet die Angelegenheiten als erledigt.

- Einstimmig -

8 | Anregung nach § 24 GO vom 03.05.2013 betr. Fluglarm in Wal- 275/2013-SUA
berberg

Der Petent war in der Sitzung nicht anwesend.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Burgerangelegenheiten nimmt Kenntnis von den Ausfihrungen des Biir-
germeisters zum reparaturbedingten verstarkten Fluglarm tber den ndrdlichen Ortsteilen von
Bornheim und betrachtet die Angelegenheiten als erledigt.

- Einstimmig -
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9 | Anregung nach § 24 GO vom 13.05.2013 betr. Einrichtung eines 284/2013-9
FulRgangeriberweges im Servatiusweg

Der Petent war in der Sitzung nicht anwesend.

Beschluss:
Der Ausschuss fiur Birgerangelegenheiten
1. nimmt die Ausfiihrungen des Blrgermeisters zur Kenntnis,
2. empfiehlt auf Antrag aller Fraktionen dem Ausschuss fir Verkehr, Planung und Lie-
genschaften den Birgermeister zu beauftragen, die Méglichkeit fir FuRganger, an der
Kreuzung Servatiusweg/Konigsral3e die Strae zu uberqueren, zu verbessern z.B.
Errichtung einer Bedarfsampel oder andere MaRnahmen und
3. bittet den Burgermeister fur die nachsten Sitzung des Ausschusses fur Verkehr, Pla-
nung und Liegenschaften
¢ eine Stellungnahme zu den in der Sitzung des BurgA aufgeworfenen Fragen (Hal-
telinie, Standorte VZ, Funktion und Leistungsfahigkeit der "Dunkel-Rot-Schaltung,
Ergebnisse der Videobeobachtungen und insbesondere dabei auch zum Daten-
schutz) und

e eine Mitteilung (ggf. auch mindlich durch den Dezernenten) zu den Ergebnissen
der Anliegerversammlung am 04.07.13

in Form einer Erganzungsvorlage zu Vorlage-Nr. 383 vorzulegen.

- Einstimmig -

10 | Anregung nach 8§ 24 GO vom 15.05.2013 betr. Verkehrs- und Si- 317/2013-9
cherheitsverhaltnisse auf dem Heerweg in Waldorf

Der Petent erlautert seine Anregung.

Beschluss:

Der Ausschuss fur Blrgerangelegenheiten nimmt die Ausfihrungen des Blrgermeisters zur
Kenntnis und empfiehlt auf Antrag aller Fraktionen dem Ausschuss fir Verkehr, Planung und
Liegenschaften den Blrgermeister zu bitten, Gesprache mit den Anwohnern tber Méglich-
keiten zur provisorischen Beruhigung des Verkehrs, unter anderem auch die Priifung von
Kissen auf der Fahrbahn, eventl. Privatinitiativen der Anwohner, zu fuhren und dem Aus-
schuss uber das Ergebnis zu berichten.

- Einstimmig -

11 | Anregung nach 8 24 GO vom 21.05.2013 betr. Beschilderung an 312/2013-9
der Aeltersgasse in Bornheim

Der Petent war in der Sitzung nicht anwesend.

Beschluss:
Der Ausschuss fur Blrgerangelegenheiten nimmt die Ausfiihrungen des Blrgermeisters zur
Kenntnis und betrachtet die Angelegenheiten als erledigt.

-Einstimmig-
bei 1 Stimmenthaltung (CDU tw.)
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12 | Anregung nach 8 24 GO vom 03.06.2013 betr. Ressourcen fir die | 331/2013-4
sonderpadagogische Férderung im Haushalt der Stadt Bornheim

Beschluss:
Der Ausschuss flr Burgerangelegenheiten beschliel3t, das Thema auf die folgende Sitzung

am 17.09.2013 zu vertagen.

- Einstimmig -

13 | Mitteilungen mindlich und Beantwortung von Fragen aus vorhe-
rigen Sitzungen

Keine

| 14 | Anfragen miindlich

Keine

Ende der Sitzung: 20:12 Uhr

gez. Thorsten Knott gez. Petra Altaner
Vorsitz Schriftfihrung
45/2013 Seite 5von 5
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BORNHEIM

DErR BURGERMEISTER

stadt

S

| Ausschuss fiir Biirgerangelegenheiten | 26.06.2013 |
offentlich Vorlage Nr. 331/2013-4
Stand 04.06.2013

Betreff Anregung nach 8 24 GO vom 03.06.2013 betr. Ressourcen fir die
sonderpadagogische Forderung im Haushalt der Stadt Bornheim

Beschlussentwurf

Der Ausschuss fir Burgerangelegenheiten beschlief3t, das Thema auf die folgende Sitzung

am 17.09.2013 zu vertagen.

Sachverhalt

Die Stellungnahme zur Anregung nach § 24 GO fur die beiden Sitzungen des Ausschusses
fur Burgerangelegenheiten am 26.06.2013 und den Ausschuss fir Schule, Soziales und de-
mographischen Wandel am 09.07.2013 bedarf einiger Recherchen, die aus Griinden der
begrenzten Personalkapazitat im zustdndigen Fachbereich nicht im vorgegebenen Zeitraum

zu leisten sind.

Finanzielle Auswirkungen
Zurzeit nicht absehbar

Anlagen zum Sachverhalt
Anregung

9/61
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Elterninitiative Inkiusion Bornheim

53332 Bornheim

An den

Rat der Stadt Bornheim (Ausschuss fir Blrgerangelegenhsiten)

Rathausstr. 2
53332 Bornheim

3. Juni 2013
Antfag nach § 24 Gemeindeordnung:

Ressourcen fiir die sonderpadagogische Férderung im Haushalt der
Stadt Bornheim |

Mit der Beratung des Entwurfs fiir das 9. Schulrechtsdnderungsgesetz im Landtag des

Landes Nordrhein-Westfalen ist der Aufbau eines inklusiven Schulsystems eingeleitet, wie es
die UN-Konvention {iber die Rechte von Menschen mit Behinderung (UN-BRK) verlangt. Fiir
diese Aufgabe sind nach Artikel 4 Absatz 2 der UN-BRK alie verfligbaren Mittel einzusetzen.

Die Bundesrepublik Deutschland hat gute finanzielle Voraussetzungen fiir den Aufbau eines
inklusiven Schulsystems. Bei Léandern und Kommunen sind seit Jahrzehnten umfangreiche
Etats vorhanden, aus denen die Bildung von Kindern und Jugendlichen mit Behinderung ~
wenn auch separierend in den Sonder- und Férderschulen — finanziert wird. Diese Mittel giit
s nun.sukzessive fiir die inklusive Bildung umzuleiten.

Voraussetzung dafiir ist jedoch, dass Transparenz tiber die bisherige Héhe und Verwendung
der Mittel unterschiedlicher Kostentrager (u.a. Schultrager, Sozial- und Jugendhilfe)
hergestellt wird. Nur so kénnen Spielrdume fiir den Aufbay inklusiver Bildung erkannt und
genutzt werden. Nur so kann festgesteilt werden, in welcher Héhe den Kommunen
Ressourcen fiir den Aufbau inklusiver Strukturen zur Verfligung stehen. Nur so kann
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gesichert werden, dass Kindern und Jugendlichen mit Behinderung die Mittel, die bisher in
ihre Bildung investiert wurden, auch im inkiusiven Schulsystem zur Verfiigung stehen.

Die Elternvereine fiir inkiusive Bildung fragen mit dem folgenden Antrag.viele Stadte und
Gemeinden in Nordrhein-Westfalen zur Offenlegung der Finanzen flir die Bildung von .
Kindern und Jugendlichen mit sonderpadagogischem Férderbedarf an. Der Nachweis dieser
Kosten ist den Verwaltungen nach den Vorschriften der LHO NRW mdglich und deren
Verijffentlichung_auf Anfrage nach den §§ 4 und 5 IFG verpflichtend.

Unterzeichner

mittenarin e.V., Kéln

Gemeinsam leben Iérnen Hilden e.V.

Schule fir alle e.V; Hennef

Gemeinsam leben — Gemeinsam lernen Kreis Borken
Gemeinsam Leben — Gemeinsam Lernen Briihl
Initiativkreis Gemeinsame Schule Wuppertal
Ellterninitiative Inkiusion Bornheim

Gemeinsam leben — gemeinsam lernen Bonn e.V.
Elterninitiative Kélner GU-Schulen |
Mittendrin-Hirth e.V.

Gemeinsam leben, gemeinsam lernen — Olpe plus e.V.
Gemeinsam leben — Gemeinsam lernen Aachen e.V.
Gemeinsam leben, Geméinsam lernen Pulheim

Die Eltern des GU- Ausschusses der Gesamtschule Kéln Holweide
igl &.V. Initiative gemeinsam leben und lernen, Neuss e.V.
Gemeinsam Vleben und lernen Disseldorf .V,

Gemeinsam leben und lernen Ménchengladbach
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Gemeinsam Leben Lernen Solingen s.V.
Region‘alarbeitskreis Miinsterland von Gemeinsam Leben - Gemeinsam Lernen
Gemeinsam Leben, Gemeinsam Lernen - Landesérbeitsgemeinschaﬂ NRW e.V.

INVEMA e.V., Kreuztal

Forderverein Gesamtschule Region Siegburg e.V.

Férderverein Gesamtschule Alfter

Antrag

Wir beantragen die umfassende Beantwortung folgender Fragen durch die Verwaltung der
Stadt Bornheim . Bei Bedarf sind Informationen von anderen Behérden und Kérperschaften

- einzuholen.

¢ Wie viele Schiilerinnen und Schiiler besuchen Férderschulen in Tragerschaft der
Gemeinde/Stadt nach Schuityp/ die Schuljahre 2010/11, 2011/12, 2012/13
* Wie viele Schiilerinnen und Schiiler mit Wohnsitz in der Gemeinde/Stadt besuchen
Forderschulen in privater Tragerschaft bzw. in Trégerschaft des Kreises/nach
Tréger/nach Schultyp/ fur die Schuljahre 2010/11, 2011/12, 2012/13
*+ Wie viele Schiilerinnen und Schiiler mit Wohnsitz in der Gemeinde/Stadt besuchen
Forderschulen des LVR/hach Schultyp/ fiir die Schuljahre 2010/11, 201 112, 2012/13
» Wie viele Schiilerinnen und Schiller mit sonderpadagogischem Forderbedarf
besuchen in der Gemsinde /Stadt allgemeine Schulen (inkiusive Ersatzschulen)/nach
Primarstufe, Sekundarstufe1/Sekundarstufe 2/ nach Schultyp/ fiir die Schuljahre
2010/11, 2011/12, 2012/13
* Wie hoch waren die getatigten Ausgaben der Gemeinde /Stadt fiir den Iéufenden
Betrieb der Forderschulen in ihrer Tragerschaft/gesamt und im Durchschnitt/in den
Jahren 2010, 2011, 2012 in Bezug auf
Abschreibungen .
Investitionen
Energiekosten und weitere laufende Betriebskosten
Gebéudereinigung
Hausmeister
Sekretariat
weitere Personaikosten
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o Wie hoch waren die getétigten Ausgaben fiir Lehr- und Lernmittel an den
Férderschulen der Gemeinde/Stadt gesamt und im Durchschnitt aller Schiilerinnen
und Schiiler an kommunalen Férderschulen/ den Jahren 2010, 2011, 2012

*  Wie hoch waren die getétigten Ausgaben der Gemeinde/Stadt fiir integrationshelfer
an Schulen im Rahmen der Eingliederungshilfe nach‘ SGB/gesamt und im
Durchschnitt pro Fall/ in den Jahren 2010, 2011, 2012

- im Einsatz in Férderschulen
- im Einsatz in allgemeinen Schulen

+ Wie hoch waren die getéitigten Ausgaben der Gemeinde fiir Schiilerfahrtkosten far
Schlerinnen und Schiiler mit Behinderung bzw. sonderpddagogischem
Forderbedarf/gesamt und im Durchschnitt pro Fall/ in den Jahren 2010, 2011, 2012 7

- Fur den Transport zu Férderschulen
- Flr den Transport zu allgemeinen Schulen
- Wie lang war im Durchschnitt pro Fall die Fahrtstrecke?

+ Welche freiwilligen Leistungen wurden von der Gemeinde/Stadt in den Jahren 2010,
2011, 2012 erbracht
- Fir Forderschulen
- Fur die Inklusion von Schiilerinnen und Schiilern mit Behinderung in

allgemeinen Schulen
Begriindung

Im Zuge der inklusiven Schulentwicklung fallen in den ko'mmenden Jahren auch fiir die
Gemeinde/Stadt als Schultrager sowie als Sozial- bzw. Jugendhilfeverwaltung Kosten fiir
den Ausbau des Gemeinsamen Lernens an. Gleichzeitig ist mit dem Riickgang der Kosten
fiir die Beschuiung von Kindern und Jugendlichen mit sonderpédagogischem Férderbedarf in
den Férderschulen zu rechnen.

Fr eine effiziente Ressourcensteuerung ist es unerlasslich, die bisher fiir die
sonderpédagogische Forderung durch die Gemeinde/Stadt aufgewendeten Ressourcen
volisténdig und strukturiert zu erfassen. Nur s0 kdnnen frei werdende Ressourcen aus der
Forderschullandschaft sichtbar gemacht und fransparent in die inklusive Schullandschaft

Ubertragen werden.
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stadt

(]
BORNHEIM

DErR BURGERMEISTER

=

Ausschuss fur Birgerangelegenheiten 26.06.2013
Ausschuss fur Schule, Soziales und demographischen Wandel 26.11.2013
. . Erganzung
Offentlich Vorlage Nr. 331/2013-4

Stand 04.06.2013

Betreff Anregung nach 8 24 GO vom 03.06.2013 betr. Ressourcen fir die sonder-
padagogische Forderung im Haushalt der Stadt Bornheim

Beschlussentwurf Ausschuss fir Blirgerangelegenheiten:

Der Ausschuss fir Birgerangelegenheiten nimmt von der Anregung nach § 24 GO und den
Ausfihrungen des Birgermeisters Kenntnis und empfiehlt dem Ausschuss fir Schule, Sozia-
les und demographischen Wandel zu beschliel3en, den Birgermeister aus Griinden des
Verwaltungsaufwandes nicht mit der Ermittlung weiterer Angaben zu den Auswirkungen der
bisher getatigten Aufwendungen im Haushalt fur die Jahre 2010 — 2012 zu beauftragen.

Beschlussentwurf Ausschuss fir Schule, Soziales und demographischen Wandel:
Der Ausschuss fur Schule, Soziales und demographischen Wandel beschliel3t, den Blrger-
meister aus Griinden des Verwaltungsaufwandes nicht mit der Ermittlung weiterer Angaben
zu den Auswirkungen der bisher getatigten Aufwendungen im Haushalt fur die Jahre 2010 —
2012 zu beauftragen.

Sachverhalt:

Der Ausschuss fur Birgerangelegenheiten hat in seiner Sitzung am 26.06.2013 beschlos-
sen, das Thema auf die folgende Sitzung am 17.09.2013 zu vertagen. Zu den einzelnen Fra-
gen nimmt der Burgermeister wie folgt Stellung:

¢ Wie viele Schulerinnen und Schuler besuchen Férderschulen in Tragerschaft der
Gemeinde/Stadt nach Schultyp / die Schuljahre 2010/11, 2011/12, 2012/13

Bornheimer Verbundschule

Forderschwerpunkt 2010/11 2011/12 2012/13
Lernen 99 89 80
Sprache 32 45 52
Gesamt 131 134 132

e Wie viele Schilerinnen und Schiiler mit Wohnsitz in der Gemeinde/Stadt besuchen
Forderschulen in privater Tragerschaft bzw. in Tragerschaft des Kreises / nach Tra-

ger / nach Schultyp / fur die Schuljahre 2010/11, 2011/12, 2012/13

14/61
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Trager Rhein-Sieg-Kreis

Schule 2010/11 2011/12 2012/13
Vorgebirgsschule Alfter (Geistige Entwicklung) 22 19 15
Waldschule Alfter (Emotionale u. soziale Entw. ) 17 16 9

Gesamt 39 35 24

Schilerzahlen von Forderschulen in privater Tragerschaft liegen nicht vor.

¢ Wie viele Schilerinnen und Schuiler mit Wohnsitz in der Gemeinde / Stadt besuchen
Forderschulen des LVR / nach Schultyp / fir die Schuljahre 2010/11, 2011/12,

2012/13

Schule 2010/11 2011/12 2012/13
FS Kéln (HK) 2 2 1
FS Bonn (KM) 9 10 9
FS KéIn (KM) 2 1 1
FS KéIn (SQ) 1 1 2
FS Duren (SH) 2 2 2
FS Kéln (SH) 2 2

Gesamt 18 18 15

Abklrzungen: FS = Fdrderschule
HK = Forderschwerpunkt Horen und Kommunikation
KM = Forderschwerpunkt Korperliche und motorische Entwicklung
SQ = Forderschwerpunkt Sprache
SH = Forderschwerpunkt Sehen

e Wie viele Schilerinnen und Schuler mit sonderpadagogischem Forderbedarf besu-
chen in der Gemeinde / Stadt allgemeine Schulen (inklusive Ersatzschulen) / nach
Primarstufe, Sekundarstufe 1 / Sekundarstufe 2 / nach Schultyp / fir die Schuljahre
2010/11, 2011/12, 2012/13

Eine entsprechende Abfrage bei den Schulen im Stadtgebiet Bornheim kann erst nach den
diesjahrigen Sommerferien durchgefiihrt werden. Die Auswertung der Abfrage wird der An-
tragstellerin sowie den beteiligten Ausschiissen zur Verfligung gestellt.

e Wie hoch waren die getatigten Ausgaben der Gemeinde / Stadt fir den laufenden Be-
trieb der Férderschulen in ihrer Tragerschaft / gesamt und im Durchschnitt / in den
Jahren 2010, 2011, 2012 in Bezug auf
Abschreibungen,

Investitionen,

Energiekosten und weitere laufende Betriebskosten,
Gebaudereinigung,

Hausmeister,

Sekretariat,

weitere Personalkosten

e Wie hoch waren die getatigten Ausgaben fur Lehr- und Lernmittelan den Forderschu-
len der Gemeinde / Stadt gesamt und im Durchschnitt aller Schilerinnen und Schiler
an kommunalen Forderschulen / den Jahren 2010, 2011, 2012

Inwieweit eine Aufschliisselung der Aufwendungen fir die vorgenannten Bereiche mdglich
ist, wird verwaltungsseitig geprift. Der Blrgermeister weist aber darauf hin, dass die Priifung

mit einem hohen personellen Aufwand verbunden ist, der in keinem Verhéltnis zu den Er-
kenntnissen steht.

Erganzung
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e Wie hoch waren die getatigten Ausgaben der Gemeinde / Stadt fiir Integrationshelfer
an Schulen im Rahmen der Eingliederungshilfe nach SGB / gesamt und im Durch-
schnitt pro Fall / in den Jahren 2010, 2011, 2012 im Einsatz in
Forderschulen,
allgemeinen Schulen

Nach den derzeitigen Erkenntnissen betragen die Aufwendungen fir Integrationshelfer/
Schulbegleiter nach SGB VIII (2 Féalle § 27, 8 Félle § 35a) jahrlich rd. 405.000 €. Mit zuneh-
mender Inklusion an Regelschulen steigt die Zahl der Schulbegleitungen, in den vergange-
nen Jahren handelte es sich um Einzelfélle. Es ist von einer weiteren Fallzahlsteigerung
auszugehen. Dieser Trend ist bundes- und landesweit festzustellen. Inwieweit es richtig ist,
das inklusive Lernen in der Schule als innere Schulangelegenheit durch kommunale Einzel-
férderung nach SGB VIII mdglich zu machen, ist politisch und rechtlich zu werten und zu
beantworten.

e Wie hoch waren die getatigten Ausgaben der Gemeinde fur Schilerfahrkosten fiir
Schilerinnen und Schiiler mit Behinderung bzw. sonderpadagogischem Fdrderbe-
darf/gesamt und im Durchschnitt pro Fall/in den Jahren 2010, 2011, 2012
fir den Transport zu Férderschulen,
fur den Transport zu allgemeinen Schulen,
wie lang war im Durchschnitt pro Fall die Fahrstrecke?

Aufwendungen fir den Schilertransport (Schilerspezialverkehr) zur Verbundschule Uedorf

2010 2011 2012

59.030 € 58.710 € 64.780 €

Eine Aufschlisselung fir die Beférderung von Schilerinnen und Schiler mit sonderpéadago-
gischen Forderbedarf zu den allgemeinen Schulen sowie eine Durchschnittsberechnung der
Fahrstrecke pro Fall ist nicht méglich.

o Welche freiwilligen Leistungen wurden von der Gemeinde / Stadt in den Jahren 2010,
2011, 2012 erbracht far
Forderschulen,
die Inklusion von Schilerinnen und Schilern mit Behinderung in allgemeinen Schulen

Seit 2010 befindet sich die Stadt Bornheim im Aufbauprozess der Inklusion. Er erfasst die
Schulentwicklungsplanung, die Bornheimer Zukunftswerkstatten, die Vorbereitungen fir den
Aktionsplan ,Inklusive Bildung Bornheim®, die Erstellung von Vorlagen fur Fachausschisse
und Rat, die Zusammenstellung von aktuellen Informationen, die Schaffung einer Inklusions-
Datenbank, die Konzepterstellung fir die Verbundschule als Kompetenzzentrum und den
Ausbau Gemeinsamen Unterrichtes (GU), die Einrichtung integrativer Klassen an weiterfih-
renden Schulen. Bei diesen finanziellen Aufwendungen handelt sich um Personal- und
Sachkosten, die nahezu die gesamte Stadtverwaltung erfassen. Diese Leistungen sind nicht
als freiwillige Leistungen zu verstehen. Die Stadt Bornheim begreift inre Aufgaben fir Men-
schen mit Behinderungen als gesetzlich verpflichtend; zudem sind der Stadt Bornheim so-
wohl im Nothaushalt als auch derzeit im Haushaltssicherungskonzept bei der Erbringung
freiwilliger Leistungen enge Grenzen gesetzt. Insofern sind die Ausweisung und das Heraus-
rechnen freiwilliger Leistungen im Zusammenhang mit Inklusion nicht maglich.

Finanzielle Auswirkungen
Zurzeit nicht absehbar

Anlagen zum Sachverhalt
Anregung

Erganzung
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| Ausschuss fiir Bilrgerangelegenheiten | 17.09.2013 |
offentlich Vorlage Nr. 413/2013-SUA
Stand 30.07.2013

Betreff Anregung nach 8 24 GO vom 17.06.2013 betr. Energiewende ohne Fracking

Beschlussentwurf

Der Burgerausschuss nimmt Kenntnis von der Eingabe nach § 24 GO zum Thema Fracking
und den Erlauterungen des Blrgermeisters hierzu und sieht die Eingabe damit als erledigt
an.

Sachverhalt

Die Burger Dr. Thiele und Professor Mohr aus Muilheim an der Ruhr haben zum Thema Fra-
cking eine Eingabe nach § 24 GO u.a. bei der Stadt Bornheim gemacht. Die Eingabe ist bei-
gefugt.

Unter ,Fracking“ versteht man die Gewinnung unkonventioneller Gasvorkommen unter Ein-
satz von Wasser, Chemikalien und hohem Druck. Dabei wird die gasfiihrende Gesteins-
schicht quasi aufgebrochen und ermdglicht die Gewinnung des freiwerdenden Gases. Die
Gewinnung erfolgt normalerweise in mehreren 1000 Metern Tiefe. Gleichwohl bestehen Be-
denken bzgl. der Umweltvertraglichkeit dieser Gewinnungsmethode, vor allem fur Grund-
und Trinkwasser. Der Bund und das Land NRW stehen der Methode skeptisch bis ableh-
nend gegeniiber.

Auch der Nordrhein-Westfélische Stadte- und Gemeindebund teilt diese Skepsis.

~Beschluss des StGB NRW-Prasidiums zum Fracking

Das Prasidium des Stadte- und Gemeindebundes NRW hat sich in seiner Sitzung am
27.06.2013 mit den Gesetzesvorhaben der Bundesregierung zur Gewinnung von unkonven-
tionellen Erdgasvorkommen (Fracking) und der geltenden Genehmigungspraxis in NRW be-
fasst. Da der Geschaftsstelle aus Anfragen bekannt ist, dass die Kommunen z. Z. mit Einga-
ben nach 8§ 24 GO zu diesem Thema befasst werden, weisen wir nachstehend auf den vom
Prasidium gefassten Beschluss zum Fracking hin.

1. Das Prasidium begrtif3t, dass die Landesregierung keine Genehmigungen fir die Er-
kundung oder Gewinnung von unkonventionellen Erdgasvorkommen unter Einsatz von
Chemikalien (sog. Fracking) erteilen wird, solange keine ausreichenden Erkenntnisse vorlie-
gen, um Gefahrdungen von Mensch und Umwelt sowie insbesondere der Trinkwasserver-
sorgung sicher ausschlief3en zu kénnen.

2. Das Prasidium sieht es als erforderlich an, nicht nur auf den Schutz von Wasser-
schutzgebieten oder Heilguellenschutzgebieten abzustellen. Vielmehr muss grundsatzlich
sichergestellt sein, dass durch etwaige Folgeschaden weder die Trinkwassergewinnung und

17/61

Seite 1 von 2



der Naturhaushalt noch die bauliche und landwirtschaftliche Nutzung von Grundstiicken be-
eintrachtigt werden.

3. Das Prasidium bekréaftigt seine Unterstiitzung der Landesregierung darin, sich auf
Bundesebene fiir eine Anderung des Bundesberggesetzes und der Verordnung uber die
Umweltvertraglichkeitsprifung bergbaulicher Vorhaben einzusetzen, die eine Gefahrdung
dieser Schutzgiiter ausschlieRt und insoweit (iber die bisherigen Anderungsvorschlage hin-
ausgeht. Daruber hinaus muss verfahrensrechtlich eine friihzeitige und umfassende Beteili-
gung der Offentlichkeit und der Kommunen sichergestellt werden.*

Die Eingabe hat zum Ziel, den Beschwerdeausschuss bzw. den Rat tiber die kritische Sicht-
weise der Mihlheimer Blrger zu informieren. Dem wird hiermit gefolgt. Samtliche Entschei-
dungskompetenzen beim Thema Fracking liegen darlber hinaus beim Bund bzw. den Lan-
dern.

Anlagen zum Sachverhalt
Anregung
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Eingaben gemis § 24 Gemeindeordnung NRW
Korbacher Resolution / online-Petition
Energiewende ohne Fracking

. Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit beantragen wir die Behandlung unserer Eingabe "Energiewende ohne Fra-
cking" i.8. einer Eingabe gemaR § 24 Gemeindeordnung NRW im Rahmen Ihrer
nachsten Ratssitzung. | | : '

Begriindung:

Die Gutachten der Landesregierung Gber JFracking in unkonventionellen Gaslager-
statten von NRW" und des Umweltbundesamtes tber ~Umweltauswirkungen von Fra-
cking bei der Aufsuchung und Gewinnung von Erdgas aus unkonventionellen Lager-
statten” aus August bzw, September 2012 zeigen die Risiken der Anwendung der
Fracking-Methode auf, '

FUr eine sachgerechte Risikoanalyse bestehen noch erhebliche Wissensliicken - ins-
besondere bezlglich der im Frackfiuid und im Backflow enthaltenen Stoffe und der an
eine Raumvertréglichkeitsanalyse zu stellenden Kriterien. Daher kann Fracking nach
derzeitigem Wissensstand nicht ohne Risiken fir Mensch und Umwelt genehmigt
werden. :

Es ist zu beflrchten, dass im Falle der Genehmigung von Fracking nachfolgende
Generationen wie beim Kohlebergbau und bei der Nutzung der Kernenergie Folge-
schaden und die durch sie verursachten méglichen Folgekosten zu tragen haben.

Die Energiewende mit dem Ausstieg aus der Kernenergie und der Abkehr von der
Energiegewinnung aus fossilen Energierohstoffen ist beschlossen. Mit der Energie-
wende wird der Energiebedarf absehbar abnehmen, auch wenn Gas fir Gas- und
Dampfturbinenkraftwerke und Kraft-Warme-Kopplung als Ubergangstechnoiogien der
Energiewende bendtigt wird. Wasserstoff und Methan aus erneuerbaren Quellen
werden das Gasangebot erganzen. Somit wird auch der Bedarf an fossilem Erdgas
abnehmen. "Die Gewinnung von Erdgas durch Fracking ist fur die Energiewende
entbehrlich." Zu diesem Ergebnis kommt der Sachverstandigenrat fir Umweltfragen
der Bundesregierung (siehe Pressemitteilung vom 31.05.2013 zur Verdffentlichung
der Stellungnahme “Fracking zur Schiefergasgewinnung - Ein Beitrag zur energie-
und umweltpolitischen Bewertung").

Seite 1 (2)
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Auf kommunaler Ebene wird bereits in zahlreichen Beschliissen, Resolutionen und
Entschiieungen die gesetzliche Verankerung zum voilsiandlgen Verzu:ht auf die
Anwendung der Fracking-Methode gefordert,

Auf Bundesebene konnte noch keine Mehrheit dafir gefunden werden, die Rechts-
grundlagen entsprechend zu andem. Es wird weiterhin versucht, Uber eine gesetzii-
che Verankerung der UVP-Pliicht fiir Fracking im Bundesberggesetz und entspre-
chende Anpassungen des Wasserhaushaltsgesetzes eine Genehmigungsbasis fur
Fracking zu schaffen,

Die Unterzeichner dieser Eingabe beftirworten daher die kiaren Forderungen der Kor-
bacher Resolution:

o sofortige ausnahmslose Abkéhr von sa&milichen Formen von Fracking bei der Er-
forschung, Aufsuchung und Gewinnung fossiler Energietrager

o genereller Verzicht auf Importe von und Handel mit ,,gefrackten“ fossilen Energie-
fragern

¢ Novellierung des Bergrechts mit Einflhrung der héchsten Umweltstandards und
der Beteiligungsrechte der Offentlichkeit

¢ konsequente Umsetzung der politisch beschlossenen Energiewende.

Ziel:

Mit der vorliegenden Eingabe gemaR § 24 Gemeindeordnung NRW méchten wir auf
die Korbacher Resolution und die Unterschriftenaktion der Online-Petition an Bundes-
tag und Lénderparlamente hinweisen (siehe http://www.petition-fracking.de).

Wir wiirden es sehr begraen, wenn Sie sich als politische Vertreter Ihrer kommuna-
len Gebietskdrperschaft durch lhre Unterschrift und eine entsprechende Offentlich-
keitsarbeit zu diesem Thema positionieren wiirden.

Néhere Informationen zum Thema "Fracking" kénnen Sie beispielsweise auf der
Webseite hitp://www.buendnis-no-fracking.de einsehen,

FUr ROckfragen stehen wir lhnen geme auch perstnlich zur Verfiigung.
Mit freundlichen Grlufien

Seite 2 (2)
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Ausschuss fir Birgerangelegenheiten 17.09.2013
Ausschuss fir Verkehr, Planung und Liegenschaften 18.09.2013
offentlich Vorlage Nr. 404/2013-7

Stand 17.07.2013

Betreff Anregung nach 8 24 GO vom 05.07.2013 betr. Berticksichtigung Baugebiete
Herseler Stral3e, Fuhrweg/Koblenzer StraRe und Maarpfad bei der vorrangigen
Wohnbauflachenentwicklung in Roisdorf

Beschlussentwurf Ausschuss fir Burgerangelegenheiten:

Der Ausschuss fir Blurgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss fir Verkehr, Planung
und Liegenschaften wie folgt zu beschliel3en:
siehe Beschlussentwurf Ausschuss fir Verkehr, Planung und Liegenschaften.

Beschlussentwurf Ausschuss flur Verkehr, Planung und Liegenschaften:

Der Ausschuss fur Ausschuss fur Verkehr, Planung und Liegenschaften nimmt die Anregung
zur Kenntnis und bezieht die Anregung in die weiteren Beratungen der Leitlinie ein.

Sachverhalt

Die Anregung hat das Ziel, die Baugebiete Herseler Stral3e, Fuhrweg/Koblenzer Strafl3e und
Maarpfad bei der vorrangigen Wohnbauflachenentwicklung in Roisdorf zu bericksichtigen.
Die Flachen an der Herseler StraRe (Ro-N-02-M), am Fuhrweg/Koblenzer Stral3e (Ro-R-02-
W) und Maarpfad (Ro-N-05-M) sind im wirksamen Flachennutzungsplan zukuinftig zur Ent-
wicklung als Wohnbauflachen bzw. gemischte Bauflachen vorgesehen. Eine Festlegung fur
weitergehende Planungen und Prioritaten ist abhangig von der stadtebaulichen Erforderlich-
keit und den Beschlissen des Rates der Stadt Bornheim.

Die Leitlinien zur Wohnbauflachenentwicklung und die Bewertung der Wohnbauflachen wur-
den vom Ausschuss fiir Verkehr, Planung und Liegenschaften bereits am 10.07.13 (Vorlage
345/2013-7) als Grundlage fir die zuklnftige Wohnbauflachen-Entwicklung beschlossen.

Es handelt sich hierbei um Arbeitsgrundlagen, die in einem interfraktionellen Arbeitskreis zu
einer Prioritatenliste weiterentwickelt werden.

Uber die Prioritaten soll dann abschlieRend im Ausschuss fiir Verkehr, Planung und Liegen-
schaften entschieden werden. Im Rahmen der 6ffentlichen Beschlussvorlage kénnen die
Unterlagen dann eingesehen werden.

Die Festlegung von Prioritaten betrifft ausschlieRBlich Flachen, die bereits im Flachennut-
zungsplan dargestellt sind und die nach einer Birgerbeteiligung in den Plan aufgenommen
wurden. Bei einer weitergehenden Festlegung im Ausschuss kénnen ggf. auch die Verflig-
barkeit der Grundstticke und die Mitwirkungsbereitschaft der Eigentimer eine Rolle spielen.

Anlagen zum Sachverhalt
Anregung und Unterschriftenliste
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ANLIEGERGEMEINSCHAFT - Fuhrweg

rnhelm den 5. Juii 201

Stadt Bornheim

Ausschuss flr Burgerangelegenhelten
Herrn Thorsten Knott

Rathausstralte 2

53332 BORNHEIM

Anregung nach § 24 GO,

hier:

Beriicksichtigung der Baugebiete Herseler StralSe (Ro-N-02-M),

Fuhrweg/Koblenzer Strale (Ro-R-02-W), Maarpfad (Ro-N-05-M), bei der
vorrangigen Wohnbaufldchenentwicklung, im Ortsteil Roisdorf

Sehr geehrter Herr Knott,

hiermit bitten die Unterzeichner folgende Anregung in der nachsten Sitzfmg des
Ausschusses filr Blirgerangelegenheiten zu behandeln:

Der Ausschuss fiir Biirgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss fiir
Verkehr, Planung und Liegenschaften bei der Entwicklung neuer Baugebiete in
der Stadt Bornheim die oben genannten Wohnbaufldchen zwischen Herseler
Strafe und Maarpfad vorrangig zu beriicksichtigen.

Begrindung:

Bei den von der Stadtverwaltung vorgeschlagenen Kriterien zur Bewer‘fung von
Wohnbauflachen flr unseren Bereich, sind nach den Bewertungsmafistaben fur unbebaute
Wohnbauflichen und gemischte Baufldchen, viele Fakten nur unzulénglich beriicksichtigt
worden. ' : :

» Der stadtischen Darstellung entsprechend, dass fiir die Erreichbarkeit eines

schienengebundenen OPNV-Haltepunktes ein 300 bis 500 Meter Radius
entscheidend ist, um einen Bewertungspunkt zu erhalten, wiirde im Umkehrschluss
keinen Punkt fir Teilabschnitte der angedachten Wohngebiete von Sechtem Ost und
Bornheim-Hexenweg bedeuten. Véllig {ibersehen wurde bei der stadtischen
Punktebewertung, dass an der Herseler Strafle (unter einem 300 Metern Radius) ein
OPNV-Haitepunkt der Buslinien 817 und 818 ist. Ein Entfernungsradius zu
Haltepunkten von 1000 Metern (ca. 10 - 15 Minuten FuRweg) ist zumutbar und wird
von den meisten Biirger in vieien Ortschaften unserer Stadt seit Jahrzehnten
praktiziert.
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» Nicht ber(cksichtigt wurde dariiber hinaus bei der stadtischen Punktebewertung die
kurze Verbindung unserer Flachen zum Uberdrtlichen Stralennetz. Mit Fertigstellung
der Taistrale (L183n) in Richtung Bonn und dem Autobahnanschluss Bornheim
verfiigen unsere Grundstiickslagen wohl (ber den kiirzesten Anschluss an das
tiberbriliche Nah- und Fernverkehrsnetz im gesamten Stadtgebiet. Dass bei einer

- Verwirklichung der Planung die heutigen Wirtschaftswege, Maarpfad und Maarweg,
zu einem auleren ErschlieRungsring ausgebaut werden missen ist logisch und
notwendig. Dies wirde aber zu erheblich niedrigen Umlegungsbeitrigen maglich
sein, als z.B. der geplante Neubau einer kompletten Landstrae in Sechtem mit
anschlieffendem erschlieRungsbeitragspflichtigem Riickbau der heutigen Landstralte
L190 zu einer Anliegerstraibe. Nachdem die Koblenzer Strafte und der Fuhrweg fast
llickenlos bebaut wurden, wire ein ordnungsgemaRer Erstausbau dieser Strafie
danach mittelfristig anzustreben. Beim Ausbau des Maarpfades kdnnte gleichzeitig
der ,Gemuseweg" durch verkehrslenkende Malnahmen so gestaltet werden, dass
die illegale Nutzung der Feldwege durch PKWs eingeschrankt wird.

> Ebenfalls wurde unberiicksichtigt gelassen, dass die Schiilerfinnen aus diesem
neuen Wohngebiet unserer drei weiterfiihrenden Schulen, wie das AvH-Gymnasium,
die Europa- und Ursulinenschule, somit alle drei Schulen, mit dem Fahrrad oder dem
Bus gut, sicher und schnell erreichen kénnen. Warum gibt es daftir keinen Punkt?

» Die N&he zum Hauptversorgungsbereich an der Schumacherstralte wurde auch nicht
bei der -Bewertung unserer Wohnbaufidchen beriicksichtigt. Warum gibt es dafir
keinen Punkt?

» Ferner sind bei den stadtischen Bewertungskriterien die Ndhe zu dem
Arbeitsplatzangebot im Gewerbegebiet Bornheim Siid véllig aufen vor gelassen
worden. Rund 50 Unternehmen mit mehr als 1600 Arbeitsplatzen sind fullaufig von
unserem Mischgebiet erreichbar. Da sich in Zukunft dort weitere Gewerbebetriebe
‘ansiedeln werden, ist dies voraussichtlich auch mit einer Expansion von Arbeits-
platzen verbunden. Wo gibt es vergleichbares im Bornheimer Stadtgebiet?

» Den fur den Planbereich Ro-N-02-M und Ro-N-05-M dargelegten Nutzungskonflikt,
wg. angeblich intensiver Landwirtschaft mit Aufbauten, miissen wir entschieden
widersprechen. Unsere Haupterwerbsbetriebe sind seit Jahren aufgegeben, ebenso
sind die im Ubersichtsplan noch vorhandenen Gewéchshéuser weitgehend
riickgebaut worden. Wegen der Néhe zur Wohnbebauung -Fuhrweg und Koblenzer
Strale- sind Konflikte bei der Feldbearbeitung und Verpachtung dieser Pachtflichen
alltaglich. ’

Wir bitten daher die Ausschussmitglieder, unter Beriicksichtigung unserer Anregungen, die
Bewertungskriterien flr die zuk{inftige Wohnbauflachenentwicklung zu dndern und ggf. die in
der Anlage 1 genannten Wohnbauflichen und gemischten Baufldchen vorrangig bei der
zukinftigen stédtischen Bauflachenentwicklung zu berlicksichtigen.

Mit freundlichen GriiRen
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ANLAGE 1

Wir, die Eigentiimer folgender Grundsticke, schlieffen sich den vorgenanntén Anregungen
an und bitten daher die Ausschussmitglieder und den Rat um Unterstitzung unserer

Vorschlage:

Name und Anschrift

Parzeliennummer

Unterschrift
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. ANLAGE 1
Wir, die Eigentiimer folgender Grundstiicke, schlieen sich den vorgenannten Anregungen
an und bitten daher die Ausschussmitglieder und den Rat um Unterstiitzung unserer
Vorschlage: :

Name und Anschrift Parzellehnummer : Unterschrift

53357 Boruher i
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stadt

BORNHEIM

DErR BURGERMEISTER

=

Ausschuss fir Birgerangelegenheiten 17.09.2013
Jugendhilfeausschuss 25.09.2013
offentlich Vorlage Nr. 439/2013-4

Stand 14.08.2013

Betreff Anregung nach 8 24 GO vom 11.08.2013 betr. aktuelle
Kinderbetreuungssituation in Walberberg

Beschlussentwurf

Der Ausschuss fir Burgerangelegenheiten empfiehlt dem Jugendhilfeausschuss, wie folgt zu
beschliefRen:
siehe Beschlussentwurf Jugendhilfeausschuss

Beschlussentwurf fiir den Jugendhilfeausschuss

Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausfihrungen des Birgermeisters hinsichtlich der An-
regung nach § 24 GO betr.

1. die Sicherstellung der Kinderbetreuung im Sozialraum Walberberg fir alle Kinder ab
der Vollendung des 3. Lebensjahrs,

2. die Berucksichtigung der 3 Jahrigen in den Planungen fir die einzelnen Einrichtun-
gen fur das Jahr des 3. Geburtstages (Stichtagsregelung),

3. die Darstellung der Planungsgrundlage und der Versorgungssituation zum Kindergar-
tenjahr 01.08.2014 fir Walberberg,

4. die Vergabepraxis auf den Priifstand zu stellen

zur Kenntnis.
Sachverhalt

zu Punkt 1 u. 2:

Sicherstellung der Kinderbetreuung im Sozialraum Walberberg ab der Vollendung des
3. Lebensjahres

Alle Kinder ab der Vollendung des 3. Lebensjahres im Sozialraum Walberberg konnten mit
einem Kindergartenplatz in einer zumutbaren Entfernung versorgt werden. Ebenso wurden
die 3-jahrigen in der Planung fir die einzelnen Einrichtungen fur das Jahr des 3. Geburtsta-
ges bertcksichtigt.

Der Burgermeister weist darauf hin, dass der im Antrag erwdhnte Beschluss des Verwal-
tungsgerichts Koln, mit dem festgestellt wurde, dass in Ballungsraumen eine Entfernung zum
Kindergarten von mehr als 5 Kilometern unzumutbar sei, durch den Beschluss des Oberver-
waltungsgerichts NRW vom 14.08.2013 (12 B 793/13) aufgehoben wurde. Der 12. Senat des
Oberverwaltungsgerichts NRW &uf3ert in seiner Begriindung erhebliche Zweifel an der Wer-
tung des VG KolIn, dass die Fahrtzeiten fur das Zuriicklegen einer Fahrtstrecke von mehr als
funf Kilometern im stadtischen Ballungsraum — insbesondere zu den Hauptverkehrszeiten
am Morgen und am frihen Abend — regelmafig nicht mehr zumutbar seien. Er fuhrt aus,
dass dies deshalb Zweifeln unterliegt, weil die Fahrzeiten fur vergleichbare Entfernungen
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schon in unterschiedlichen Stadtteilen derselben GroRRstadt durchaus erheblich voneinander
abweichen durften. Ferner weist der Senat darauf hin, dass die Bewertung der Zumutbarkeit
einer Entfernung zur Tageseinrichtung oder Tagespflege immer auch kontextabhangig ist
und daher nach den konkreten Umstanden des jeweiligen Einzelfalls zu beurteilen ist. Dar-
aus lasst sich ableiten, dass fir das Stadtgebiet Bornheim als landlich gepragter Kommune
andere Entfernungen als zumutbar anzunehmen sind als in stadtischen Ballungsraumen. Der
Kindergarten in Sechtem liegt nach dem Routenplaner 5,3 km vom Wohnort des Antragstel-
lers entfernt. Dies kann nach Auffassung des Burgermeisters noch als zumutbar angesehen
werden.

Weiter geht der Senat in seiner Begriindung auf die Wabhlfreiheit nédher ein und flhrt insoweit
aus, dass das Wunsch- und Wahlrecht der Eltern dann seine Grenze findet, wenn keine
Platze in der gewiinschten Betreuungsform oder Einrichtung mehr verfugbar sind.

Zu Punkt 3:

Darstellung der Planungsgrundlage

Die Planungsgrundlage fur den Stadtteil Walberberg fir die Versorgungssituation richtet sich
nach der Anzahl der Geburten von Kindern im Stadtteil, die mit Betreuungsplatzen zu ver-
sorgen sind. Aufgrund von Schwankungen der Geburtenzahlen kann das Platzangebot im
Stadtteil geringfligig abweichen.

Zu Punkt 4.

Zur Vergabepraxis

Der Birgermeister weist darauf hin, dass die Vergabepraxis durch den Jugendhilfeaus-
schuss in seiner Sitzung am 31.01.2013 gepruft und zur Kenntnis genommen wurde (Vorla-
ge 070-2013-4, Anlage 2, TOP 7). Als Hartefall gilt, wenn Eltern im Erziehungsverhalten
Defizite aufweisen, die durch die Betreuung in einer Kindertageseinrichtung aufgefangen
werden kénnen, damit ein Kind nicht fremd untergebracht werden muss und ihm durch die
erzieherische Unterstlitzung in Form eines Betreuungsplatzes sein Elternhaus erhalten blei-
ben kann. Die Feststellung eines erzieherischen Defizites wird durch die Mitarbeiter/-innen
der Abteilung erzieherische Hilfen im Jugendamt geleistet.

Anlagen zum Sachverhalt
Anregung

Anlage zur Satzung Elternbeitrage
Beschluss OVG NRW 12 B 793-13
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11.08.2013

Anden )
Vorsitzenden des Biirgerausschusses
Herrm Thorsten Knott

Rathausstr, 2

53332 Bornheim

Aktuelle Kinderbetreuungssituation in Walberberg

Sehr geehrter Herr Knott,

sehr geehrte Damen und Herreh,

Beigefiigten Biirgerantrag bitten wir fiir die Tagesordnung der nichsten Sitzung des
Biirgerausschusses zu beriicksichtigen.

Bilirgeranirag gem. § 24 GO NRW

Wir beantragen,

o die Sicherstellung der Kinderbetreuung im Sozialraum Walberberg fiir aile
Kinder ab der Vollendung des 3. Lebensjahres

o die Beriicksichtigung der 3-Jahrigen in den Planungen fiir die einzelnen
Einrichtungen fiir das Jahr des 3. Geburtstages (Stichtagsregelung)

o die Darstellung der Planungsgrundlage und der Veisorgungssﬁuaﬁon Zum
Kindergartenjahr 01.08.2014 fiir Walberberg

o die Vergabepraxis auf den Priifstand zu stellen.

Begriindung:
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Wir sind wohnhaft in der i yin Walberberg und mussten aktuell erfahren,
dass fiir unsere Kinder (Junge, dei im September 2013 3 Jahre alt wird, Tochter von
10 Monaten) in Walberberg im stidtischen Kindergarten Sonnenblume in diesem
Jahr, wie auch zum kommenden Kindergartenjahr kein Betreuungsplatz vergeben
werden kann. Nach Aussage der Kindergartenleitungen der beiden &rtlichen
Einrichitungent kdnnten keine Zusage gegeben werden, da ja erst ihre akiuellen
Krippenkinder unter 3 beriicksichtigt werden miissten, Voraussichtlich wird sich
dieses Problem die niichsten Jahre verstetigen, da es zu viele kleine Kinder in
Walbeiberg gibt, die anscheinend in keiner stidtischen Planung auftauchen bzw.
korrekt beriicksichtigt worden sind.

1.
Die Stadt und der Biirgermeister kolportieren in ihren Vertffentlichungen gerne die
flachendeckende Erfiillung des Rechtsanspriches. Die Situation in Walberberg sieht
aber ganz anders aus, so dass wir uns da von der Stadt Bornheim nicht gut betreut
fiihlen. So wurde uns zwar fiir unseren Sohn ein Platz in Sechtem, also in einem
anderen Sozialraum angeboten, der liegt allerdings nach Google-Maps rund 6 km

vom Wohnort entfernt.

Die Stadt ~ doxt insbesondere der Bereich 1 - Steuerungsunterstiitzung und Zentrale
Dienste — vertreten die bemerkenswerte, gleichwohl rechtsirrige Auffassung, dass
mit einer Unterbringung in Sechtem fiiv eine Walberberger Familie der
Rechtsanspruch erfiillt sei. Das ist deswegen so erstaunlich, weil der einfache Blick
in die einschligige Literatur und Rechtsprechung eines Besseren belehrt. In der
Literatur besteht Einigkeit dartiber, dass der Kindergarten fiir das Kind zu Fu§ oder
- it difentlichen Verkehrsmiiteln erreichbar sein muss. Fiir die einfache Strecke wird
maximal eine Wegezeit von dreifiig Minuten als zumutbar erachte (Pfister, NVwZ
2013, S. 389; Wiesner, SGB VIII § 24 Rn. 20). Das VG KoIn hat jlingst entschieden,
dass selbst in einer Grofistadt mit gut ausgebautem dffentlichen Verkehrsnetz eine
Entfernung von iiber fiinf Kilometern unzumutbar ist (VG Koln, Beschl. v.

18.07.2013, - 19 L 877/13 -).

Der Kindergarten in Sechtem ist nicht durch &ffentliche Verkehismittel zu erreichen,
Er ist weit mehr als fiinf Kilometer von uns entfernt. Er kann weder durch einen
Erwachsenen noch durch ein dreijihriges Kind zu Fufl binnen einer halben Stunde
erreicht werden. Das gilt umso meh, als dass ein weiteres inter efnjiluiges Kind auf
dieser Wegstrecke betreut werden muss. Das Jugendamt mag einimal erldutern, wie
eine Muiter ohne Pkw den drefjihrigen Sohn mit dem dann einjihrigen Kind im
Dezeraber oder Januar bei Minusgraden =u Full oder mit dem Fahrrad nach Sechtem
verbringen soll. Das wird ohne die Anschaffung eines weiteren Pkw mnicht
funktionieren, was fiiv eine Familie, die zwar genug Einkoramen hat, uum mit dem
Hochstsatz fiiv den Kindergartenplaiz belangt zu werden, dann doch eine
unzumiutibare Belastung darstelt.
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2,
Die Art und Weise der Bearbeitung der Verorabe der Kindergartenplitze bei der
Stadt Bornheim ist unertraglich.

Akteneinsicht trotz anwaltlicher Bestellung wird verweigert und erst durch weitere
anwaltliche Intervention gewihrt. Das ist angesichts des in § 29 VwVIG verbrieften
Rechts abenteuerlich und zeugt entweder von bemerkenswertem Unwissen oder
aber recht dreistem Kalkiil. Argerlich ist dies deswegen, weil die Stadt dann die
Kosten des Rechtsanwalts fiir die Durchsetzung des Rechts auf Akteneinsicht zu
tragen hat. Das steht einer Kommune, die sich im Haushaltssichéi'ungsverfahren
befindet, sicher nicht gutzu Gesicht und ist im Ergebnis vollkommen unnatig,

- Das zusigndige Fachamt handelt in Form von Schreiben, die in keinerlei Hinsicht
verwaltungsférmlichen Handeln im Sinne der §§ 35 f. VwVIG NRW entsprecher.

Neuerdings teilt die Stadt Bornheim mit, dass sich der Wartelistenrang auch dann
verschlechtern soll, wenn eine Familie aus einer benachbarten Kormmume hinzuzieht
. tnd deren Kind - w.U. auch nur einen Tag ~ dlter ist. Es soll dann das eigene Kind,
dass seit Geburt in Walberberg wohnhaft ist und Monate vorher- fristgerecht den

Antrag gestellt hat, verdrangen

Die beim Iugendamt gefithrte ,Warteliste” wird nach véllig intransparenten Regeln
geftihrt. So sollen bei ,sozialen Hértefdllen” Verdringungen von besserrangigen
Wartelistenplitzen moglich sein. In diesem Zusammenhang gibt es aber keinerlei
nachvollziehbare Definition, was ein ,sozialer Hartefall” sein soll. Die Stadt
Bornheim war auch nicht in der Lage, zu erldutern wie ein ,sozialer Hértefall”
tiberhaupt auf einer Warteliste landen kann, Man diixfte annehmen, dass bei sozialen
Hirtefallen, wie z.B. in Fillen hauslicher Gewalt 0.4 sofortiger Handlungsbedarf

bestehi.

-

3.

Viele Eltern vernehmen seit Monaten ausschliefilich, dass der Rechtsanspiuch mit
einem Platz innerhalb des ganzen Bornheimer Stadigebiets erfiillt sei. Dass die Stadt
Bornheim mit dieser Rechtsaufassung alleine dasteht, haben wir bereits oben
erldutert. Unabhéngig von der von Stadt Bornheim als gleichsam selbstverstindlich
und zumutbar empfundenen Belastung, tiglich vier Mal eine Strecke von jeweils 6
k" zurlickzulegen und ein nicht einmal einjihriges Kind tHglich aus dem
Mittagsschlaf zu reiflen, befremdet auflerdem die grundsitzliche Ausrichtung der
stadtischen Kindergartenpolitik unc der Planungen.

Insbesondere ist fragwiirdig, ob farailienpolitische, soziale Komponenten in der
Vergabepraxis beriicksichtigt werden.

Zur Ausgangssituation:
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Unser Sohn wird im September dieses Jahres drei Jahre alt. Unsere Tochter ist jetzt
zehn Monate alt. Angesichts der Geburt des zweiten Kindes haben wir uns .
entschieden, dass ein Elternteil jedenfalls bis zum 05.10.2014 in Elternzeit zu Hause
bleibt. Unter Beachtung der mafigeblichen Anmeldefrist hatten wir fristgerecht einen
Platz fiir unseren Sohn in der KITA Sonnenblume und im katholischen Kindergarten
in Walberberg flir den Beginn des Kindergartenjahres. 2013 beantragt. Anfang
Februar haben wir dann erfahren, dass wir bei der Vergabe der Plitze in beiden

Kindergérten leer ausgegangen sind.

Die Stadt Bornheim hat unsA nun an den stéidﬁsmen Kindergarten in Sechtem
verwiesen. Mangels anderer Alternative haben wir notgedrungen einen Platz dort
angenommen. Sollte es hierbei bleiben, passiert allerdings folgendes:

.

o Unser Sohn wird keine sozialen Kontakte in seinem Héimatstaditeil aufbauen,
sondern in einem sechs Kilometer entfernten Ort. Er wird nicht einfach so mit
 Spielkameraden aus der KITA nachmittags spislen kdnnen, sondern es wird -
sich jedes Mal die organisatorische Frage stellen, wie man ihn mit seinen
Freunden aus Sechtem zusammenbringen kbnnen wird, wihrend die
Mehrheit seiner Kameraden sich wahtscheinlich inneroits auch auflerhalb der
Offnungszeiten wird treffen kénnen und sich oft ohnehin schon kennen wird.
o Unser Sohn wird seine dann unter erheblichem Aufwand gepflegten sozialen
Kontakte in Sechtem spitestens dann wieder verlieren, wenn er in Walberberg
in die Grundschule geht. Dort wird er auf Gruppen von Kindern treffen, die
sich bereits aus der KITA in Walberberg kermen und entsprechende Bande
gekniipft haben. Er wird dann innerhalb kiirzester Zeit einen zweiten Einstieg,
der ohnehin nicht unproblematisch ist (Schulbeginn), wiederum in fiir ihn
fremder Gesellschaft finden miissen.. |

Die Entscheidung angesichis des zweiten Kindes linger beruflich auszusetzen,
halten wir im Rahmen einer Wahlfreiheit bel der Kinderbetreuung fiir richtig.
Natiirlich ist uns das politische Bestreben bekarnt, auch fiir unter 3-ahrige Kinder
Quotenplétze zu etablieren. Aber Ziel kann es nichi sein, mdglichst alle Eltern dazu
zu bewegen, ihre Kinder so friih wie mdglich wegzugeben. Der Ausbau der U3-
Platze fiihet aber' zu einer obstrusen Verkehrung des urspriinglichen Zieles einer
Wahilfreiheit. Auflerdem flihrt er denklogisch zu einer nicht wegzudiskutierenden
Verknappung von U3-Plitzen, weil die Betreuungsquote auf U3-Plitze gevinger ist.
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Die Binrichtung von U3-Platzen kann Sinn machen und sogar notwendig sein, sollte
~ aber nicht zu einer einseitigen Benachteiliging #lterer Kinder fiihren, wie es in
- Walberberg jetzt viele Familien exfahren imiissen. ‘

Die Folge: Man ist geheigt, sein Kinder deutlich frither wegzugeben, nur um im
Vergabeverfahren eine Chance auf ortsnahe Unterbringung zu haben.

Im Ortsteil Walberberg werden nach der Aussage der Kindergarterﬂeitungén ja
zukiinftig anscheinend nur noch Unter Dreijahrige aufgenomimen (werden kénnen),
weil nicht ausreichend Plitze zur Verfiigung stehen.

Die U3-Plitze sollten und miissen zustzlich geschaffen werden. Was ist mit den seit
Monaten im  Gespriich befindlichen Ausba- © und  Neubaumafinarien

(libergangsweise Containerlsung)?

Auflerdem ist bekannt, dass die Stadt Bornheim unterjahrig auch dann freie Plitze in
Walberberg an ortsteilfremde Kinder vergibt, obwohl sie eigentlich aufgrund der von
ihi durchgefiihiten Befragung wissen muss, dass es dann bei der turnusméfigen
Vergabe zum neuen Kindergartenjahr fiir die ‘Walberberger Kinder zu einem

Engpass kommt.

Insofern ist die familienmﬁreundliche Vergabepraxis dringend zu tiberpriifen.

it freundlichen Griiffen T ——
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[Stadt Bornheim:

547

 Sammlung des Ortsrechts. =~ =~ =~

Anlage

geseinrichtungen flr Kinder

1)

zur Satzung der Stadt Bornheim tber die Erhebung von Elternbeitrdgen in Ta-

Einkommensstufen und Beitragshéhe geman § 5 der Satzung

wiichentliche Betreu- Einkommensstufen monatlicher Bei- | monatlicher Bei-
ungszeiten Jahreseinkommen trag trag
fir Kinder fiir Kinder
unter 3 Jahre tiber 3 Jahre
his 15.500 € 0€ 0€
his 25.000 € 33€ 22€
bis 35.000 € 57T €} 38 €
25 ] bis 45.000 € 105 € 70€
Stunden bis 55.000 € 149 € 99 €
his 65.000 € 206 € 137 €
bis 75.000 € 243 € 162 €
bis 85.000 € 285 € 180 €
Uber 85.000 € 330 € 220 €
bis 15.500 € DE D€
bis 25.000 € 36 € 24 €
bis 35.000 € 62 € 41€
35 bis 45.000 € 117 € 78€
Stunden ) bis 55.000 € 165 € 110 €
- his 65.000 € 225 € 160 €
bis 75.000 € 270 € 180 €
bis 85.000 € 315€ 210 €
{ber 85.000 € 360 € 240 €
bis 15.500 € D€ 0€
bis 25.000 € 54 € 36 E
bis 35.000 € 93 € 62 €
45 bhis 45.000 € 176 € 117 €
Slunden bis 55.000 € 248 € 165 €
bis 65.000 € 338 € 225 €
bis 75.000 € 405 € 270 €
bis 85.000 € 473 € 315 €
{iber 85.000 £ 540 € 360 €

Hinweis: Ein eventuell zusétzlich zu zahlendes Verpflegungsgeld ist an den jeweiligen Tréger
der Tageseinrichtungen fir Kinder zu zahlen.

Im ersten Jahr (Kindergartenjahr 2011/2012) gilt fiir die héchste Einkommensstufe der Bei-
trag der zweithdchsten Stufe,
Ab dem Kindergartenjahr 2012/2013 gelten die Beitrage wie in der Tabelle aufgefihrt.

In Kraft ab 01.08.2008, s. Amisblatt Nr. 11 /2008

1) = 1. Anderung, s. Wochenblatt Schaufenster 10 / 2011, in Kraft ab 01.08.2011
2)=2. Anderung, 5. Wochenblatl Schaufenster 41 / 2011, in Kraft ab 01.08. 2011
[ Stand: 76! Erg. - i ! August / Oktober 2011 i 0

Seite 6]
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O 8

Oberverwaltungsgericht NRW, 12 B 793/13

Datum: 14.08.2013

Gericht: Oberverwaltungsgericht NRW

Spruchkérper: 12. Senat

Entscheidungsart: Beschluss

Aktenzeichen: 12 B 793/13

Vorinstanz: Verwaltungsgericht Koin, 19 L. 864/13

Schlagworte: U3, Foérderung, Rechtsanspruch, Kindergartenplatz, friihkindliche
Férderung, Wohnortnéhe, wohnortnahe Férderung,
Kindertagesstatte, Kindertagespflege, Tagesmutter, Wunsch- und
Wahlrecht, Gewahrleistungspflicht, unbedingte
Gewahrleistungspflicht, Kapazitatserweiterung

Normen: SGB VIII §§ 5 Abs. 1 Satz 1, 24 Abs. 2 Satz 1

Leitsétze: Steht fur ein Kind unter drei Jahren (U3) ein freier,
bedarfsgerechter und wohnortnaher Betreuungsplatz nur noch bei

_einer Tagesmutter und nicht in einer von den Eltern gewtinschten

Kindertagesstatte zur Verflgung, erfulit der Jugendhilfetrager den
Rechtsanspruch auf U3-Betreuung mit dem Angebot dieses freien
Platzes. Ein Anspruch auf Kapazitatserweiterung besteht nicht.

Tenor: Der angefochtene Beschluss des Verwaltungsgerichts wird
abgeéndert.
Der Antrag des Antragstellers auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung wird abgelehnt.
Der Antragsteller tragt die Kosten des gerichtskostenfreien
Verfahrens beider [nstanzen.

Griinde: 1

Die zuldssige Beschwerde ist begrlindet. | ‘ 2

Der Antrag des Antragstellers, die Antragsgegnerin im Wege einer einstweiligen 3

Anordnung geman § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO zu verpflichten, ihm zum 1. August
2013 vorlaufig einen ganztagigen Betreuungsplatz in einer wohnortnahen
stadtischen Kindertageseinrichtung in L. -M. oderL. -T. zurVerfligung zu
stellen, ist unbegrindet. ‘

Nach § 123 Abs. 1 Satz 2 VwGO kann das Gericht eine einstweilige Anordnung zur 4
Regelung eines vorlaufigen Zustandes treffen, wenn diese Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nétig erscheint. Erforderlich ist die
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Glaubhaftmachung sowohl eines Anordnungsanspruches als auch eines
Anordnungsgrundes, vgl. § 123 Abs. 3 VwGO, § 920 Abs. 2 ZPO.

Der Senat, der mit seiner Entscheidung aufgrund der vom Antragsteller unter dem 5
30, Juli 2013 erbetenen zweiwdchigen Frist zur Stellungnahme Gber den 1. August

2013 hinaus zugewartet hat, kann offen lassen, ob der Antrag fir den in der

‘Vergangenheit liegenden Zeitraum ab dem 1. August 2013 bis zum 14. August 2013

schon unstatthaft geworden ist. Der Antragsteller hat ;edenfalls einen _

Anordnungsanspruch auf friihkindliche Férderung in einer-der Kmdertagesstatten in

L. -M oderL. -T. nichtglaubhaft gemacht.

Die Antragsgegnerin hat den Rechtsanspruch des Antragstellers auf frihkindliche 6
Férderung nach § 24 Abs. 2 SGB VIII in der ab dem 1. August 2013 gliltigen

Fassung mit dem Nachweis von Platzen in der Kindertagespflege unter dem 17. Mai
2013 bereits erfiillt. Die Antragsgegnerin hatte dem Antragsteller hier mitgeteilt, man
habe finf in der Anlage aufgeflhrte Tréger der freien Jugendhilfe beauftragt, in

seinem Namen. freie Betreuungsplétze in der Kmdertagespﬂege passgenau zu
vermitteln. Es seien auch ausreichend Betreuungsplatze in Kindertagespflege
vorhanden.

Der vom Antragsteller erstmals im Beschwerdeverfahren unter Vorlage einer 7
eidesstattlichen Versicherung seiner Mutter erfolgte Vortrag, diese habe sich
umgehend nach Erhalt des Schreibens vom 17. Mai 2013 sowohl an die dort
genannten freien Trager der Jugendhilfe als auch an die wenigen ihr benannten
Tageseltern gewandt und man habe ihr einen ihren Anforderungen entsprechenden
Platz nicht anbieten kénnen, reicht nicht aus, unglaubhaft zu machen, dass ein Platz
in der Tagespflege entgegen der Angaben der Antragsgegnerin tatsachl;ch nicht zur
Verfligung steht. Insoweit hatte es - insbesondere vor dem Hintergrund des
ausdriicklichen Hinweises des Antragstellers im erstinstanzlichen Verfahren, er
wolle "nicht in der Kindertagespflege betreut werden" und werde "eine Betreuung
ausschliefilich in einer Kindertagesstatte akzeptieren" - Gber die dann pauschale
Behaupiung hinaus, solche Gesprache hatten umgehend stattgefunden, zumindest
konkreter Angaben zu den genauen Zeitpunkten, den jeweiligen Ansprechpartnern
und dem genauen Inhalt dieser Gespréache bedurft.

Nach der Vorschrift des § 24 Abs. 2 Satz 1 SGB VIII hat ein Kind, das - wie der 8
Antragsteller - das erste Lebensjahr vollendet hat, bis zur Vollendung des dritten :
Lebensjahres Anspruch auf frithkindliche Férderung in einer Tageseinrichtung oder

in Kindertagespflege.

Entgegen der Annahme des Antragstellers werden die frihkindliche Férderung in 9 -
einer Tageseinrichtung und die frithkindliche Férderung in Kindertagespflege vom
Gesetz schon nach dem eindeutigen Wortlaut der Vorschrift als gleich geeignete,
mithin gleichwertige Formen der Tagesbetreuung von unter dreijghrigen Kindern
eingestuft. Beide Betreuungsformen stehen danach in einem gesetzlichen
Gleichrangigkeitsverhaltnis. Dies hat zur Folge, dass der zustandige Trager der
Jugendhilfe seine Verpflichtung zur Férderung von unter dreijahrigen Kindern
gleichermalien mit dem Nachweis eines zumutbaren Platzes in einer
Kindertagesstétte und mit dem Nachweis eines zumutbaren Platzes in der
Kindertagespflege - also regelméafig bei einer sogenannten Tagesmutter - erfiillen
kann. Letzteres ist hier - wie oben dargelegt - erfolgt. Diese Moglichkeit ist auch
nicht infolge des Zuweisungsbescheid von 5. Juni 2013 hinfallig oder obsolet
geworden, weil die Eltern des Antragstellers einseitig auf eine Betreuungsform
festgelegt worden waren und das 6ffentlich-rechtliche Verhaltnis konkretisiert und
individualisiert worden wére. Die Zuweisung eines Platzes in einer Kindertagesstatte
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erfolgte - ergénzend zum Angebot der Kindertagespflege - auf das ausdriicklichen
Begehren der Eltern des Antragstellers hin, ihnen (nur) einen Platz in einer
Kindertagesstatte zu vermitteln.

Etwas anderes gilt auch nicht im Lichte des Wunsch- und Wahlrechts nach § 5 10

-Abs. 1 Satz 1 SGB VIII. Allerdings steht in Anwendung der fir s&mtliche kinder- und
jugendhilferechtlichen Leistungen geltenden Vorschrift des § 5 Abs. 1 Satz 1 SGB
VIl den Leistungsberechtigen - hier wahrgenommen durch die Eltern des
‘Antragstellers als dessen gesetzliche Vertreter - das Recht zu, zwischen
Einrichtungen und Diensten verschiedener Trager zu wéhlen und Wiinsche
hinsichtlich der Gestaltung der Hilfe zu duliern, sofern dies nicht i.S.d. § 5 Abs. 2
SGB VIII mit unverhaltnismaRigen Kosten verbunden ist. Das zustandige
Jugendamt ist in Ansehung dieses Wunsch- und Wahlrechts verpflichtet, den
Leistungsberechtigten auch die ihren Winschen entsprechende Betreuungsform zu
vermitteln.

Das Wunsch- und Wahlrecht nach § 5 Abs. 1 Satz 1 SGB Vi findet jedoch dann 11
seine Grenze, wenn keine Platze in der gewiinschten Betreuungsform (mehr)
vorhanden oder verfigbar sind. Stehen nur freie Platze in Tageseinrichtungen oder
bei bestimmten Kindertagespflegepersonen zur Verflgung, beschrankt sich das
Wunsch- und Wahlrecht auf diese freien Plétze. Insoweit gilt nichts anderes als im
Zusammenhang mit den anderen kinder- und jugendrechtlichen Leistungsformen,
unter anderem auch: mit dem bereits seit langem gesetzlich verankerten
Rechtsanspruch von {ber dreijahrigen Kindern auf einen Kindergartenplatz. Hier ist
anerkannt, dass das Wunsch- und Wahirecht der Leistungsberechtigten nach § 5
Abs. 1 Satz 1 SGB VIl keinen Anspruch auf die Schaffung neuer Dienste und
Einrichtungen schafft, sondern sich nur auf das tatséchlich vorhandene Angebot,
d.h. auf die tatsachlich zur Verftigung stehenden Platze, beschrankt. Kann der
Anspruch auf frihkindliche Férderung weder in der einen noch in der anderen vom
Gesetz vorgesehenen Betreuungsform erfillt werden, kommen daher nur noch
Ersatzanspriiche in Betracht. ' :

Vgl. Fischer, in: Schelthorn/FischerMann/Kern, SGB VIII, 4. Auflage 2012, § 24, Rn. 12
19 und § 5, Rn. 9; Schindler, in: LPK-SGB VIII, 4. Auflage 2011, § 5, Rn. 5; Wiesner
und Struck, in: Wiesner, SGB VIII, 4. Auflage 2011, § 5, Rn. 9 sowie § 24,:Rn. 23;
Minder, in: FK-SGB VI, 7. Auflage 2013, § 5, Rn. 11, jeweils m.w.N.; auch:

Meysen/ Beckmann, Rechtsanspruch U 3: Férderung in Kita und Kindertagespflege,

S. 84ff., 87, Schiibel-Pfister, Kindertagesbetreuung zwischen (Rechts ) Anspruch

und erhchkelt NVwZ 2013, 385.

Nichts anderes wird in der Gesetzesbegrindung zu dem Entwurf eines Gesetzes 13
zur Férderung von Kindern unter drei Jahren in Tageseinrichtungen und in der
Kindertagespflege (Kinderférderungsgesetz — KiF$G), BT-Drucks. 16/8299 vom 27.
Mai 2008, S. 15, zu der ab dem 1. August 2013 geltenden Neufassung des § 24
Abs. 2 SGB VIl deutlich, wenn dort ausgefihrt wird, dieser Rechtsanspruch werde
entsprechend den Wtinschen und Bedurfnissen des Kindes sowohl in
Tageseinrichtungen als auch in Kindertagespflege erflilit. Entgegen der Auffassung
des Verwaltungsgerichts lasst sich diesem allgemeinen Hinweis nichts
Substantiiertes fiir den Willen des Gesetzgebers entnehmen, im Rahmen des § 24
Abs. 2 SGB VIl Uber das kapazitatsabh&ngige allgemeine Wunsch- und Wahirecht
des § 5 Abs. 1 Satz 1 SGB VIII hinaus — sowohl abweichend von der Rechtslage
beim Rechtsanspruch auf einen Kindergartenplatz fir Uber dreijahrige Kinder als
auch abweichend von der Rechtslage bei allen {ibrigen kinder- und
jugendhiiferechtlichen Leistungsarten — eine unbedingte Gewahrieistungspflicht des
zustandigen Tragers der Jugendhilfe hinsichtlich der von den Eltern konkret
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gewlnschten Form der frithkindlichen Férderung zu begriinden und damit einen
Anspruch auf eine entsprechende Kapazitatserweiterung zu schaffen.

So Rixen, Kein Kita-Platz trotz Rechtsanspruch?, NJW 2012, 2839 und Lakies, in: 14
FK-SGB VI, 7. Auflage 2013, § 24, Rn. 67 und 68.

Auch der Verweis des Verwaltungsgerichts auf eine AuRerung der damaligen 15
Bundesministerin fur Familie, Senioren, Frauen und Jugend vor dem Bundestag,
wonach im Rahmen des Rechtsanspruchs auf Férderung in einer Kindertagesstatte
und in der Tagespflege eine echte Wahlfreiheit der Eltern in dem Sinne hergestellt
werden solle, dass diesen nicht vorgeschrieben werden solle, wo und wie sie ihre
-Kinder betreuen und férdern, sondern sie selbst im eigenen Ermessen organisieren
sollten, wie sie ihren Alltag mit Kindern lebten, ob zuhause, in einer
altersgemischten Gruppe, einer Krippe oder der Kindertagespflege, ob wohnortnah
oder betriebsnah, fiithrt zu keinem anderen Ergebnis. Hierbei handelt es sich
ersichtlich um eine politisch motivierte Formulierung der mit der Neuregelung
idealerweise angezielten Sachlage und nicht um eine bindende WillensauRerung
des Bundesgesetzgebers zu einer grundlegenden Umgestaltung des
jugendhilferechtlichen Férdersystems durch die Schaffung eines unbedingten
Anspruchs auf Kapazitatserweiterung.

Da die Kapazitédten in den vom Antragsteller auch unter Gesichtspunkten der 16
Wohnortnéhe fur zumutbar erachteten Kindertagesstatten in L. -M. und L. -

- T.  erschdpft sind, ist folglich der insoweit noch relevante Wunsch seiner Eltern
nach einer wohnortnahen Férderung durch den Nachweis eines Platzes in der
Kindertagespflege erflllt. Fir die Vermutung des Antragstellers, die ' .
Antragsgegnerin habe den Antrag des Antragstellers in gesetzeswidriger Weise
schlicht unbearbeitet gelassen und so mutwillig sein Recht auf einen Platz in der
Kindertagesstétte trotz rechtzeitiger Antragstellung vereitelt, bestehen mit Blick _
darauf, dass die Antragsgegnerin im erstinstanzlichen Verfahren ihre - zuldssigen -
Vergabekriterien offen gelegt hat, keine hinreichenden Anhaltspunkte. Auf die
erganzenden Angaben der Antragsgegnerin im Schriftsatz vom heutigen Tag kommt
es daher nicht an.

Das Vorhalten eines ausreichenden Angebots in beiden Betreuungsformen spricht 17
zudem gegen die Fehlerhaftigkeit der Bedarfsplanung der Antragsgegnerin. Ferner
bestehen insbesondere mit Blick auf das Eignungserfordernis und die

Eignungskriterien des § 23 Abs. 1 und Abs. 3 SGB VIII keine Anhaltspunkte daflir,

dass die dem Antragsteller konkret angebotene Kindertagespflegeperson in

qualitativer Hinsicht unzureichend und damit das Angebot deshalb unzumutbar

ware, Dass die Eitern des Antragstellers nach ihrem eigenen Bekunden bei friiheren
Suchen nach einer Tagesmutter schlechte Erfahrungen gemacht haben, reicht
offensichtlich nicht aus, die Eignung der angebotenen Tagespflegeperson

substantiiert in Frage zu stellen.

Der Senat kann vor diesem Hintergrund im Ergebnis offen lassen, ob die 18
Einschatzung des Verwaltungsgerichts zutrifft, bei einer pauschalierenden

- Betrachtung seien die Fahrtzeiten fur das Zurticklegen einer Fahrtstrecke von mehr
als fnf Kilometern im stédtischen Ballungsraum - inshesondere zu den
Hauptverkehrszeiten am Morgen und am frithen Abend - regelmaRig nicht mehr
zumutbar. Dies kénnte allerdings deshaib Zweifeln unterliegen, weil die Fahrtzeiten
flr vergleichbare Entfernungen schon in unterschiedlichen Stadtteilen derselben
GroB3stadt durchaus erheblich voneinander abweichen diirften. Der Senat weist -
ferner darauf hin, dass Pauschalisierungen bei der Priifung der - von den konkreten
Umstéanden des jeweiligen Einzelfalls abhangigen - Frage, ob eine Tageseinrichtung
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oder eine Tagespflegestelle vom Wohnort des Kindes aus in vertretbarer Zeit
erreichbar ist, grundsatzlich allenfalls einen ersten groben Anhalt bieten und
jedenfalls in streitigen Féllen allein eine abschlieende Beurteilung nicht tragen
kénnen. Das giit auch fur die Wertung der Antragsgegnerin, ein Zeitaufwand von 30
Minuten sei flr das Kind und die Eltern generell zumutbar. Die Bewertung der
Zumutbarkeit einer Entfernung zur Tageseinrichtung oder Tagespflegestelle ist
namlich immer auch kontextabhéngig. Auler den konkreten 6rtlichen Verhéltnissen
wird daher - in Anlehnung an die bereits vorhandene Literatur und Rechtsprechung
zur zumutbaren Entfernung zwischen Wohnort des (ber dreijahrigen Kindes und
dem Kindergarten,

vgl. z.B. Bayer.VGH, Urteil vom 30. Méarz 1994 - 7 B 93.2773 -, BayVBI 1995, 341, 19
juris, und Beschluss vom 2. Dezember 2003 - 7 CE 03.2722 -, juris; OVG Berlin-
Brandenburg, Beschluss vom 30. Dezember 1996 - 4 B 175/96 -, NVvwZ-RR 1997,
555, juris; OVG Lineburg, Beschluss vom 22. Dezember 2008 - 4 ME 326/08 -,
NVwZ-RR 2009, 425, juris; VG Gottingen, Beschluss vom 21. August 1998-2B
2297/98 -, NVwZ-RR, 130; Fischer, in Schelthorn/Fischer/Mann/Kern, SGB VI, 4.
Auftage 2012, § 24, Rn. 15; Kaiser, in: LPK-SGB VI, 4. Auflage 2011, § 24, Rn. 13;
Lakies, in: FK-SGB Vi, 7. Auﬂage 2013, § 24, Rn. 21 jeweils m.w.N.; auch:
Meysen/Beckmann Rechtsanspruch U 3: Férderung in Kita und Kindertagespflege,
S. 95ff; Schiibel-Pfister, Kindertagesbetreuung zwischen (Rechts-) Anspruch und
Wirklichkeit, NVwZ 2013, 385, -

neben allgemeinen und individuellen kind- und/oder elternbezogenen 20
Bedarfsgesichtspunkten (etwa ob und inwieweit nicht berufstétige Hilfspersonen
Unterstiitzung leisten) in die Priifung mit einzubeziehen sein, ob und aus welchen
sachlich gerechtfertigten Grinden das Kind zu Fuf3, mit dem Auto oder miit
offentlichen Verkehrsmitteln zum Betreuungsort gebracht werden soll. Je nach Art
der Transportnotwendigkeit kénnen sich unterschiedliche Héchstgrenzen fir die
noch zumutbare Entfernung und den noch zumutbaren Zeitaufwand ergeben.
Jedenfalls aber bedarf es konkreter Ermittiungen zu dem jeweils maRgeblichen,
durchschnittlichen Zeitaufwand wahrend der voraussichtlichen Bring- und
Abholzeiten. Vor diesem Hintergrund diirfte vorliegend zumindest der - schon keine
Angaben zum Zeitpunkt enthaltende - Hinweis des Prozessbevollmachtigten der
Antragsgegnerin, er habe persénlich Uberprift, dass die Wegstrecke mit dffentlichen
Verkehrsmitteln in 29 Minuten zu bewaéltigen sei, nicht ausreichen. Ob seine
Angabe, mit dem Auto kénne die Stecke in 11 Minuten zurlickgelegt werden, was
den Berechnungen des Routenplaners in der Internetseite www.google.maps
entspricht, zu den hier maf3geblichen Zeiten praktisch verifiziert wurde, ist den
Angaben des Prozessbevollméchtigten nicht eindeutig zu entnehmen. Die Frage, ob
die Mutter des Antragstellers, die einer Ganztagsbeschaftigung in einem Umfang
von 40 Wochenstunden chne Pausenzeiten in C.  nachgeht, unter
Zumutbarkeitsgesichtspunkten tberhaupt darauf verwiesen werden kdnnte, ihren
Sohn mit éffentlichen Verkehrsmitteln zur Kindertagesstatte zu bringen, bedarf hier
ebenfalls keiner abschlieRenden Entscheidung,

Dasselbe gilt auch fir die weitere Frage, ob und wenn ja, welche Auswirkungen der 21
Umstand, dass der Antragsteller unter Berlicksichtigung der von seiner Mutter

geltend gemachten - erheblichen - berufshedingten Abwesenheitszeiten in zeitlicher
Hinsicht einen individuellen Betreuungsbedarf haben dirfte, der deutlich tber der

unter. Kindeswohlgesichtspunkten hinnehmbaren Obergrenze fiir eine

Fremdbetreuung von neun Stunden taglich und 45 Stunden wéchentlich liegt,

22
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vgl. Meysén/ Beckmann, Rechtsanspruch U 3: Férderung in Kita und
Kindertagespflege, S. 75,

auf den Inhalt seines Rechtsanspruchs gegentiber der Antragsgegnerin hat. Bei 23
einer Wochenarbeitszeit von 40 Stunden und einer Fahrtzeit von einer Stunde fur .

die einfache Wegstrecke bis zum Arbeitsplatz ergibt sich namlich bereits ein

zeitlicher Betreuungsbedarf des Antragstellers von 50 Stunden (der sich bei
Pausenzeiten von einer Stunde taglich sogar auf 55 Stunden erhéhen wiirde), so

dass sich die Geeignetheit der hier begehrten wohnortnahen Férderung gegeniiber
einer arbeitsplatznahen Férderung in C.  jedenfalls nicht ohne vertiefende

Begrlindung erschlief3t. :

"'Die Kostenentschéidung folgt aus §§ 154 Abs. 2, 188 Satz 2 Halbsatz 1 VwWGO. 24

Dieser Beschluss ist nach § 152 Abs. 1 VWGO unanfechtbar. 25
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BORNHEIM

DErR BURGERMEISTER

=

Ausschuss fir Birgerangelegenheiten 17.09.2013
Jugendhilfeausschuss 25.09.2013
offentlich Vorlage Nr. 450/2013-4

Stand 05.09.2013

Betreff Anregung gem. 8 24 GO vom 27.08.2013 betr. Kinderbetreuungssituation in
Walberberg

Beschlussentwurf

Der Ausschuss fur Blrgerangelegenheiten empfiehlt dem Jugendhilfeausschuss, wie folgt zu
beschliefRen:
siehe Beschlussentwurf Jugendhilfeausschuss

Beschlussentwurf fiir den Jugendhilfeausschuss

Der Jugendhilfeausschuss nimmt die Ausfiihrungen des Birgermeisters hinsichtlich der An-
regung nach 8 24 GO betr. der Punkte
1. die Sicherstellung der Kinderbetreuung im Sozialraum Walberberg fiir alle Kinder
ab der Vollendung des 3. Lebensjahrs,
2. die Bericksichtigung der 3 Jahrigen in den Planungen fur die einzelnen Einrich-
tungen fur das Jahr des 3. Geburtstages (Stichtagsregelung),
3. die Darstellung der Planungsgrundlage und der Versorgungssituation zum Kin-
dergartenjahr 01.08.2014 fur Walberberg,
4. die Vergabepraxis auf den Prifstand zu stellen
zur Kenntnis
und

beauftragt den Birgermeister, zu Punkt
5. eine transparente, gednderte Gebihrenberechnung fir ,Stichtagskinder”
das Erfordernis einer Satzungséanderung zu prifen.

Sachverhalt

Zu den Punkten 1 — 4 wird auf die Ausfihrungen in der Vorlage 439/2013-4 der heutigen
Sitzung des Beschwerdeausschusses verwiesen.

Zu Punkt 5:

Nach 8 5 der Satzung der Stadt Bornheim zur Erhebung von Elternbeitragen in Tageseinrich-
tungen fir Kinder ergibt sich die Héhe der Elternbeitrdge aus der dieser Satzung als Anlage
beigefligten Beitragstabelle. Nach dieser Anlage wird der Beitrag nach der wdchentlichen
Betreuungszeit unter Bericksichtigung des Jahreseinkommens und des Alters der Kinder
(unter 3 Jahre oder Giber 3 Jahre) erhoben. Eine Stichtagsregelung ist hier nicht enthalten.
Der Beitrag ist vielmehr immer entsprechend dem jeweiligen Alter des Kindes zu erheben.
Der Fall, dass ein U3 Kind in eine U3 — Gruppe aufgenommen wird, findet hier keine Beriick-
sichtigung. Aus diesem Grund soll Uberprift werden, ob eine Satzungsanderung angezeigt
ist.
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An den - )
Vorsitzenden des BurgerausschUSSes
Hercn Thorsten Knott

Rathausstr, 2

53332 Bornhelm

Bornhelm, 27, 'August 2013

Aktuetle Vergabepraxis der Kfndergartenplﬁtze-f’laize iti Bornheim, )
Kinderbetreuungssituation in Walberberyg sowle Gebuhranberechnung der
,,Stichtags~l(inder“ .

Sshr geehrtey Herr iKnott,
sehr geehrte Damen und Herren,

helgefiigten Bi]rgerantrag bltten wir fiir die Tagesordnung der nichsten Sltzung des
BUrgerausschusses zU berﬂckslchtfgen

Biirgerantrag gem. § 24 GO NRW
Wir beantragen,

o die Slcherstellung dear K!nderbetreuung im Sozlalraum Walberberg fiir a!le Kinder ab
der Vollendung des 3, Lebensjahres .

s die Belacksicht!gung'der 3-Jahrigen In den Planungen fir dle einzeinen -
Elnrichtungen fiir das Jahr des 3. Geburtstages (Stichtagsregelung)

e dle Darstellung der Planungsgrundlage und der Versdrgungssltuattqn 2um
Kindergartenjahr 01.08.2014 flir Walberberg

o dle sinnvolle Anwendung der Vergabekriterfen

o eine transparente, gedinderte Gebithrenberechnung fUr,,Stlchtagsklnder“
{Geburtstag bls 31.10) '

undd

Wir unterstutzen und tellen den berelts gesteliten Blirgerantrag von
) In vol]em Umfang.
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Im Folgenden mé&chten wir unsere Situation kurz darstellen:

Anwendung Vergabektiterten

Wir sind wohnhaft in Walberberyg, § 8 ca. 120 Meter vomn Kindergarten
Sonnenbiume entfernt Unsere Tochter EiE@ocht nun selt fast zwel Jahren Iy den

. Kindergarten Sonnenbtume in Walberberg. Unseren Sohn' der knapp zwel Jahte
jtnger ist, hatten w[r zum Kindergartenjahr 2013/2014 ebenfalls im glelchen Klndergarten
wie seine Schwester &R angemeldet, Berelts Ende letzten Jahres wurden wir von der
Klrjdergartenleitung darauf hingewliesen, dass es evtl._zu einem Engpass bal der

" Platzvergabe kommen k#énnte, Da bekannter Welse die Berufstéi'tigkélt der Eltern bel der .
Vergabe elne Rolle splelt, wurde uns der Rat gegeben entsprechende Beschelnigungen der -
Arbe[tgeber vorzulegen, um die Berufstatigkelt beider Elterntefle zu belegen. Unter
BerUcksichttgung, dass seine Schwester. bereits In diesen Klndergarten geht, sel

alne Platzzuteﬂung so gut wje slcher. Anfang des Jahres wurden wlr dann, wlederum von
der Kindergattenleitung, informiert, dasso hel der Platzvergabe nicht beriicksichtlgt
werden kann?1? Auf Nachfrage teilte man uns mit, dass-von dar Stadt strikte Kriterien, die
wie ich anmerken méchte zu diesem Zeitbunkt noch nicht offiziel verabsﬁhledet waren,
dazu geflthrt haben, dass GALLEINE éiffgruﬁd seines Alters nicht berlicksichtlgt

werden kann. Eine konstruktlve Diskusston mit den flir die Vergabe verantwortllchen
Personen war nicht mégllch Erst auf wiederho]te Nachfrage wurde uns der Kriterlen-
katalog zugénglich gernacht; der In etwa wle folgt ausschaut:

' Prforffét 1: Walberberger Kinder

Priorftét 2: Geburtsdatum

Prioritét 3: Allelnerziehend und berufstéitig

Prioritdt 4: Belde Eltern berufstétig ) .

Pnarltat 5 Bereits ein Geschwisterkfnd im Kfndergarten

Sowelt so gut. Wir gfngen davon aus, dass alle Gegebenhelten betrachtet werden und
dann In Sumrme zu einer Entscheldung fihren. Da wurden wir elnes Besseren belehrt,
Demnach muss strik von obén nach unten ohne jeglichen Splelraum abgearbeltet werden,

Beispiel:
- Kind 1 kommt aus- Walberberg, hat am 10, Septembar 2010 Gahurtstag, hat elne

alielnerzlehende Mutter und =in Geschwtsterk[nd im gewiinschten Kiga.
- K!nd 2 kommt aus Walberberg, hat am 09, September 2010 Geburtstag, die Mutter
Ist Hausfrau und Vater gehl: arbeiten, kelne Geschwister.
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Nach unserem sozlalen und loglschen Versténdnis sollte ohne Frage Kind 1 den Platz
‘bekommen. Bekommt [hh aber nicht, da von oben abgearbeitat, Prioritat 2 den Ausschlag
glbt. Nachfolgende Prioritdten haben kelnen welteren Einfluss. In solch elner
Vorgehenswelse sehan wir weder SInn noch Gerechtigkeit. Selbstverstéindlich muss das
Alter des Kindes berlickslchtlgt werden. Aber nicht In solch einer Schérfet Sinnvoll wéren.
unseres Erachtens Halb. oder Dritteljahresb[bcke, In die die Kinder elngruppiert werden,
.Und darQber hinaus sollten die anderen Kriterlen ebenfalls zur Entscheldung beitragen.

Anmerkungs Im kathollschen Kindergarten Walberberg, wurden fast ausschlieBlich
‘Geschwisterkinder aufgenommen. '

Selbstversténdlich wurde uns von allen Beteliigten Verstidndnis und Mitgefiihl entgegen
gebracht, Anfénglich wurde auch lrmer wleder darauf verwlesen, dass elne Individuelle
Ldsung moglich sel. Elne befriedigende Erkiérung weshalb dies dann doch nicht mdg!ich
war, kopnte man uns hicht'geben, Es wurde lediglich Immer und immer wneder angefithrt, -
 dass das Alter des Kindes eln wichtiges Vergabekriterium sel.. Dleser Argumentation

folgend wollten wir @i als U3-Kind anmelden, da er erst am (£ EEE
. Aufgrund der Vergabepraxis flr dle {iber-3-J4hrigen, hitte er dann ja auf jeden Fall elnen
Platz bekammen miissen. Dies wurde uné \/erweigert, da Kinder, die bis zum 31.10.2010
geboren wurden, als Uber-3jdhrig gelten. ' ‘ '

Gebl:hrenberechnung »Stichfa gslriﬂder“

. Da offensichtlich keine Chance bestand firr @ einen Platz Iri Walberberg zu bekommen, o
haben wir bel welter’entfernten Kindergérten angefragt, oh noch Piatze Zur Verfﬂgung
stehen, Wir haben dann elne_n Platz Im ca. 7 km entfernten kathollschen Kindergarten In
Sechtem bekomimen, Dleser KIndet’garten bletet ausschlieflich Batreuung filr iber-3- '
Jahrlge af, ' _
I Juni erbielten wir den Gebﬂhrenbescheld fhr“ Die Stadt Bornheim hatte gerne bis
elnschileBlich Oktober den U3- Beltrag flr Q Fiir uns ein Unterschied von 180, & pro

Monat, Zur Erinnerung: :
- Der Kindergarten in Sechtem bfetet ausschlieBlich Betreuung fli- 03-Kinder an. D, h

elne Mehrielstung, die den erhdhten Beltrag rechtfertigen wirde, kann per se n!cht

erbracht werden .
" - Elne Behandlung von @@ be! der Platavergabe als U3~ Kind wurde uns verwelgert!

Und jetzt mdchte dle Stadt éornheim von uns den U3-Beltrag bezahlt haben?!?
Wir lassen dles an dieser Stelle unkommentlert,

o Lange widerspriichilche und teilweise unkonstruktive Korrespondenz folgte Bls hin zu

Bilrgermelster Henseler — Unbefriedigend und argehnislos.
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[Stadt Bornheim:

547

 Sammlung des Ortsrechts. =~ =~ =~

Anlage

geseinrichtungen flr Kinder

1)

zur Satzung der Stadt Bornheim tber die Erhebung von Elternbeitrdgen in Ta-

Einkommensstufen und Beitragshéhe geman § 5 der Satzung

wiichentliche Betreu- Einkommensstufen monatlicher Bei- | monatlicher Bei-
ungszeiten Jahreseinkommen trag trag
fir Kinder fiir Kinder
unter 3 Jahre tiber 3 Jahre
his 15.500 € 0€ 0€
his 25.000 € 33€ 22€
bis 35.000 € 57T €} 38 €
25 ] bis 45.000 € 105 € 70€
Stunden bis 55.000 € 149 € 99 €
his 65.000 € 206 € 137 €
bis 75.000 € 243 € 162 €
bis 85.000 € 285 € 180 €
Uber 85.000 € 330 € 220 €
bis 15.500 € DE D€
bis 25.000 € 36 € 24 €
bis 35.000 € 62 € 41€
35 bis 45.000 € 117 € 78€
Stunden ) bis 55.000 € 165 € 110 €
- his 65.000 € 225 € 160 €
bis 75.000 € 270 € 180 €
bis 85.000 € 315€ 210 €
{ber 85.000 € 360 € 240 €
bis 15.500 € D€ 0€
bis 25.000 € 54 € 36 E
bis 35.000 € 93 € 62 €
45 bhis 45.000 € 176 € 117 €
Slunden bis 55.000 € 248 € 165 €
bis 65.000 € 338 € 225 €
bis 75.000 € 405 € 270 €
bis 85.000 € 473 € 315 €
{iber 85.000 £ 540 € 360 €

Hinweis: Ein eventuell zusétzlich zu zahlendes Verpflegungsgeld ist an den jeweiligen Tréger
der Tageseinrichtungen fir Kinder zu zahlen.

Im ersten Jahr (Kindergartenjahr 2011/2012) gilt fiir die héchste Einkommensstufe der Bei-
trag der zweithdchsten Stufe,
Ab dem Kindergartenjahr 2012/2013 gelten die Beitrage wie in der Tabelle aufgefihrt.

In Kraft ab 01.08.2008, s. Amisblatt Nr. 11 /2008

1) = 1. Anderung, s. Wochenblatt Schaufenster 10 / 2011, in Kraft ab 01.08.2011
2)=2. Anderung, 5. Wochenblatl Schaufenster 41 / 2011, in Kraft ab 01.08. 2011
[ Stand: 76! Erg. - i ! August / Oktober 2011 i 0

Seite 6]
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Ausschuss fir Birgerangelegenheiten 17.09.2013
Ausschuss fur Schule, Soziales und demographischen Wandel 26.11.2013
offentlich Vorlage Nr. 451/2013-4

Stand 28.08.2013

Betreff Anregung gem. 8 24 GO vom 27.08.2013 betr. Busverkehr Schulkinder aus
Kardorf zur Grundschule Rdsberg

Beschlussentwurf Ausschuss fur Birgerangelegenheiten:

Der Ausschuss fur Blurgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss fir Schule, Soziales
und demographischen Wandel wie folgt zu beschliel3en:

Beschlussentwurf Ausschuss fiir Schule, Soziales und demographischen Wandel:

Der Ausschuss fur Schule, Soziales und demographischen Wandel nimmt von der Anregung
nach 8 24 GO und den Ausfiihrungen des Burgermeisters Kenntnis und beschlie3t, den
Schiulerspezialverkehr fur die Markus-Schule Rdsberg nicht Gber den Ortsteil Kardorf zu ver-
langern.

Sachverhalt

Nach den Vorgaben der Schiilerfahrkostenverordnung des Landes NRW entscheidet der
Schultrager im Rahmen dieser Verordnung Uber Art und Umfang der Schilerbeférderung.
Ihm obliegt keine Pflicht zur Beférderung.

Fur die Markus-Schule Rosberg besteht ein Schilerspezialverkehr fir die Schilerinnen und
Schiler aus dem Ortsteil Hemmerich. Des Weiteren ist die Beforderung der Kinder aus dem
Betreuungsangebot zum Schulgeb&ude in Hemmerich (ausgelagerte Raumlichkeiten) si-
chergestellt.

Die Schiilerinnen und Schuler aus dem Einzugsbereich der Ortschaften Dersdorf, Kardorf
und Waldorf besuchen als nachstgelegene Gemeinschaftsschule im Primarbereich die Niko-
laus-Schule in Waldorf. Hier besteht ein Schilerspezialverkehr (Bustransport). Eine zusatzli-
che Beforderung der im Einzugsbereich der Nikolaus-Schule Waldorf wohnenden Grund-
schulkinder zum Schulstandort Rdsberg wurde in der Vergangenheit nicht durchgefihrt.

Obwohl eine Mitnahme der Kinder aus Kardorf zur Markus-Schule Résberg im zeitlichen
Rahmen des Fahrplanes zum Unterrichtsbeginn durchaus mdglich ware, halt der Birger-
meister die zuséatzliche Beférderung aus Griinden der Gleichbehandlung nicht fir akzepta-
bel, da die Kinder aus den ubrigen Ortsteilen auch keine Gelegenheit zur Nutzung eines
Schulbusses nach Résberg haben. Im dem Zusammenhang ist anzumerken, dass eine Zeit-
spanne von zwei Minuten im OPNV fiir den Zwischenstopp sicherlich nicht fur die Kinder im
Primarbereich anzuwenden sind.

Bedingt durch die Verlangerung der Fahrzeiten ist aber der tagliche Ricktransport nach Un-
terrichtsende nur mit erheblichen Schwierigkeiten in die bestehenden Fahrpléane zu integrie-
ren, weil gerade in den Mittagsstunden ein vermehrter Ricktransport von den einzelnen
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Schulen erforderlich ist.

Bei den Anmeldegesprachen hat die Schulleitung der Markus-Schule Rdsberg die Erzie-
hungsberechtigten auf die Situation bei der Schiilerbeférderung ausdriicklich hingewiesen.

Wirde durch eine zuséatzliche Busverbindung das Ansteigen von Schilerzahlen an der
Grundschule Rdsberg forciert, waren erhebliche Raumprobleme an diesem Schulstandort
die Folge.

Zusatzliche Buskapazitaten fur die Schulerbeférderung nach Résberg stehen nicht zur Ver-
fagung.

Finanzielle Auswirkungen
Zurzeit nicht absehbar

Anlagen zum Sachverhalt
Anregung
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O 10

Stadt Bornheim

Ausschuss fir Birgerangelegenheiten
Herrn Thorsten Knott

Rathhausstralle 2

53332 Bornheim

D
27.08.2013

free Zeinhen Ifre Nacimchs Unisere Fechen

Anregung nach § 24 GO :
Hier: Busverkehr Schulkinder aus Kardorf zur Grundschule nach Résher
Halt der Leerfahrten an einer Bushaltestelle zur Mitnahme von Kindern

Sehr geshrter Herr Knott,

hiermit bittet der Unterzeichner (in Vertretung fur die unten genannten Familien) folgende
Anregung in der nachsten Sitzung des Ausschusses flr Blrgerangelegenheiten zu
behandeln:

Der Auschuss fiir Biirgerangelegenheiten empfiehlt dem Ausschuss fir

Schulangelegenheiten den Schillerspezialverkehr (Bustransport) durch zusitzlichen
Halt der vorbeifahrenden Leerfahirten zur Aufnhame von Schulkindern aus der
Ortschaft Kardorf anzupassen.

Begrindung;

Die Grundschule Résberg wird zunehmend von Kindern aus der Ortschaft Kardorf besucht.
Dies rohrt daher, dass das angebotene Schulsystem an der Schule im Primarbereich, ftir die
Ortschaft Kardorf ist dies die Grundschule in Waldorf, nicht den Vorstellungen der Eltern
entspricht, Ein Bustransport zur Schule nach Rdsherg ist bistang nur firr die Kinder aus
Hemmerich eingerichtet, mit der Haltestefle an der ehemaligen Volksschule in Hemmerich.

Nach Ricksprache mit dem Busuntermnehmen @SB aus @ welches den
Schulerbeférderungsvertrag mit der Stadt Bornheim geschlossen hat, haben wir folgendes
recherchiert; . ‘

Zur ersten Stunde fihrt morgens ein leerer Bus vom Gewerbegebiet Waldorf (Bauhof /
Rewe) durch Kardorf (Lindenstrasse) nach Hemmerich. Dort fahrt dieser dann ab um 7:15
Uhr nach Rosberg zur Grundschule. im Anschluss fahrt dieser Bus (ber Merten zur
Europaschule Bornheim. Ein Kurzhalt, wie man es von einem Linienbus kennt ist unterwegs
zur Aufnahme von Schulkindern méglich.
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Hierzu bietet sich eine der folgenden Bushaltestellen an:
v Schulbushaltestelle in der Travenstrasse vor der Kirche oder
v" Bushaltestelle Kardorf Schulstrasse (Lindenstrasse Kreuzung  Schulstrasse)

Die Fahrt der Linie 818 (Linienbus} ist vergleichsweise gemaR Fahrplan zwischen den
beiden Haltestellen Kardorf Schulstrasse und Hemmerich Schulhof eine Zeitspanne von nur
2 Minuten angesetzt einschiiefilich Fahizeit.

Somit kann hier die vorhandene Leerfahrt morgens genutzt werden um an einer der
Bushaitestellen zu einer festen Uhrzeit (Fahrplan), zum Beispiel 7:10 Uhr wenn Kinder dort
stehen anzuhalten und diese aus Kardorf auf- bzw. mitzunehmen auf dem Weg nach
Hemmerich.

Die Beférderung von Schulkindern wiirde dadurch nicht an der Volksschule beginnen
sondern 800m vorher in Kardorf. '

Zur zweiten Stunde kénnte die Beférderung der Kinder analog erfolgen da ein zweiter Bus
zeitgleichmorgens frith nach Bornheim fahrt um dort die Grundschule Bornheim zu
bedienen. Im Anschluss fahrt dieser dann leer von Bornheim Uber Kardorf (Lindenstrasse)
nach Hemmerich um dort dann gegen 8:15 Uhr die Schulkinder fir die 2. Stunde
aufzunehmen und nach Résberg zu fahren.

Grundschulkinder aus Kardorf sowie aus den umliegenden Orten (die sich fur die Résberger

- Schule entschieden haben) wirden ansonsten morgens zu Fult den Berg nach Hemmerich
hochgehen, um dort den Schulbus zu nehmen, der an lhnen leer vorbeifahit. Dies ist eine
absurde Situation, die nicht im Sinne der Stadt Bornheim hinsichtlich eines sicheren
Schulweges sein kann, : '

Der Schulbus fahrt keinen Umweg oder eine neus Route. Es wird lediglich auf dem Weq die
Bustilr getffnet. :

Aus den oben genannten Griinden bitten wir die Ausschussmitglieder und den Rat
um Untersiiitzung unserer Anregung.

Vielen Dank.

l Vemtung far
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Ausschuss fir Birgerangelegenheiten 17.09.2013
Ausschuss fir Verkehr, Planung und Liegenschaften 18.09.2013
offentlich Vorlage Nr. 454/2013-9

Stand 03.09.2013

Betreff Anregung gem. 8 24 GO vom 27.08.2013 (eingegangen am 28.08.2013) betr.
Beibehaltung des Peter-Fryns-Platzes als Parkplatz

Ausschuss fir Birgerangelegenheiten:

Der Ausschuss fur Blrgerangelegenheiten nimmt Kenntnis von den Ausfuhrungen des Biir-
germeisters.

Ausschuss fir Verkehr, Planung und Liegenschaften:

Der Ausschuss fur Verkehr, Planung und Liegenschaften nimmt Kenntnis von den Ausfih-
rungen des Blrgermeisters.

Sachverhalt

Grundsatzlich wird auf die in dieser Angelegenheit mehrfach im Ausschuss fur Verkehr, Pla-
nung und Liegenschaften vorgelegten Sachverhalte und Unterlagen verwiesen. Zuletzt war
die Thematik Gegenstand der Beratungen in der Sitzung des Ausschusses fur Verkehr, Pla-
nung und Liegenschaften am 10.7.2013 (Vorlage 383/2013-9). In dieser Sitzung ist nochmals
ausfuhrlich tber die Gestaltung des Peter-Fryns-Platzes und den Probebetrieb diskutiert
worden.

Der Burgermeister sieht von daher keinen grundsétzlichen erneuten Diskussionsbedarf zur
Gestaltung des Peter-Fryns-Platzes.

Aus der Sicht des Burgermeisters ist lediglich die derzeitige Situation des Peter-Fryns-
Platzes im Rahmen des Probebetriebs zu Uberlegen. Die derzeitige Situation des Platzes mit
den Absperrbarken ist weder optisch eine Bereicherung fir das Stadtbild noch ist es fiir Blr-
ger verstandlich, dass Platz ungenutzt und nicht gestaltet fir das Parken nicht mehr zur Ver-
flgung steht.

Grundsatzlich ist beabsichtigt, dass dem Ausschuss fur Verkehr, Planung und Liegenschaf-
ten in der Novembersitzung eine Sitzungsvorlage mit den Ergebnissen des Probebetriebs
und eine weitere mit den Uberarbeiteten Stral3enplanungen "Kdnigstrale" und "Peter-Fryns-
Platz" vorgelegt werden soll (Ziel: Ausbaubeschluss). Zu diesem Zeitpunkt muss dann die
abschliel3ende Entscheidung getroffen werden.

Nach dem Baubeschluss kénnte die Ausschreibung Kanal- und StralBenbau mit dem SBB
abgestimmt und verdéffentlicht werden, so dass die Bauarbeiten Anfang 2014, sobald das
Wetter Bautatigkeit zulasst, beginnen koénnten.

Gravierende Anderungen gegeniiber den bewilligten Planungen sind der Bezirksregierung
sofort zur Neubeurteilung betr. der Forderung vorzulegen. Sollte z.B. der Peter-Fryns-
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Platz auch nach dem Umbau als Parkplatz zur Verfiigung gestellt werden, wére das eine
gravierende Anderung (auch betr. der Zielerfillung). Sollte der Platz nicht wie geplant auto-
frei gemacht werden, waren die Ziele des IHK KonigstraRe den Fryns-Platz betreffend -
wenn liberhaupt - nur ansatzweise erfiillt. Uber Konsequenzen betr. der Férderung hatte die
Bezirksregierung zu entscheiden.

Fur den Umbau des Fryns-Platzes sind 370.000 € Férdermittel bewilligt. Die Gesamtkosten
betragen grob geschatzt ca. 650.000 € (bei Verwendung von Baustoffen mit gehobener
Oberflachenqualitat).

Bis Mitte November 2013 sind 292.000 € Fordermittel abzurufen, die ansonsten am
31.12.2013 ersatzlos verfallen. Bis Mitte November 2014 sind weitere 436.000 € abzurufen,
die ansonsten bis 31.12.2014 ersatzlos verfallen. Die Dringlichkeit wurde in der Vorlage
089/2013-9 dargestellit.

Finanzielle Auswirkungen
Siehe Sachverhalt

Anlagen zum Sachverhalt
Anregung
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B[ifgerfiir Bornheim

53332 Bornheim

An den Ausschuss fiir Blirgerangelegenheiten
Herrn Vorsitzenden Thorsten Knott

RathausstraRe 2

~ 53332 Bornheim h , : Bornheim, 27. August 2013

Sehr geehrter Herr Knott,

die in der heigefiigten Unterschriftenliste angefiihrten Antragsteller beantragen nach § 24
Gemeindeordnung NRW, das nachfolgende Thema auf der Tagesordnung der Sitzung des
Ausschusses fiir Biirgerangelegenheiten am 17, September 2013 zu behandeln:

+

Beibehaltung des Peter-Fryns-Platzes als Parkplatz

Wir beantragen hierzu,

- Die von der Verwaltung im Rahmen des »Probebetriebs” zum »integrierten
Handlungskonzept KénigstraRe” beabsichtigte bzw. bereits durchgefiihrte Sperrung des
Peter-Fryns-Platzes fiir den PKW-Verkehr zeitnah wieder aufzuheben und

= auf dem Platz auch nach einer eventuell erfolgenden Umgestaltung Parkpldtze in mindestens
heutiger Zah! bereitzustelien. :

Eine ausfiihrliche Begriindung geben wir gerne miindlich im Rahmen der Sitzung.

Vorab begriinden wir unseren Antrag damit, dass der ,Probebetrieh” seit- seinem Start die .

Berufsaustibung der im Ort Bornheim ansdssigen Geschiftsleute massiv beeintrichtigt. Die
Einzelhandeisbetriebe haben zum Teil Umsatzeinbufen von bis zu 30 % in diesem Zeitraum zu
verzeichnen, Diese Verluste gefihrden Unternehmen im Bestand und sind damit ein Risiko fiir den
Erhalt der Nahversorgungsfunktion der Geschifte im Ort.
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2.

Die Testphase hat zudem gezeigt, dass die direkte  Erreichbarkeit der Einzelhdndler, - Arzte,
Freiberufler und Gewerbetreibender auf und in der Nihe der Konigstrafe fir den Fortbestand dieser
Unternehmen von herausragender Wichtigkeit ist. Insbesondere die Patienten der in den’ letzten
Jahren rund um den Peter- Fryns -Platz entstandenen medizinischen Einrichtungen sind auf diese

angewiesen.

Zu dieser Erreichbarkeit gehdrt ein ausreichendes Parkplatzangebot in unmittelbarer Nihe. Zur
Gewéhr!eistung dieses Angebots ist der Peter-Fryns-Platz dauerhaft unverzichtbar,

Wir bitten Sie herzhch zu der Sitzung alle in der Unterschrlftenllste aufgefiihrten Petenten schriftlich
éinzuladen,

Vielen Dank.

Mit freundlichem GruR

Blirger fiir Bornheim
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| Ausschuss fiir Biirgerangelegenheiten | 17.09.2013 |
offentlich Vorlage Nr. 455/2013-3
Stand 06.09.2013

Betreff Anfrage des RM Stadler vom 28.08.2013 betr. Storung der Nachtruhe im
Bereich Parkplatz Friedrichstral3e in Roisdorf

Sachverhalt

Die beigefligte Anfrage des RM Stadler vom 28.08.2013 betr. Stérung der Nachtruhe im
Bereich Parkplatz FriedrichstrafRe in Roisdorf wird wie folgt beantwortet.

Das Ergebnis der Prifung wird dem Birgerausschuss voraussichtlich in seiner nachsten
Sitzung am 10.12.2013 vorgelegt.

Anlagen zum Sachverhalt
Anfrage
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Harajd Stadler

Ortsvorsteher

Bornheim, den 28. August 2013

: Piitzweide 9
Telefon: 02222-1832

E-Mail: stadler-bornheim@t-online.de

Stadt Bornheim
Herrn Blrgermeister
Wolfgang Henseler
Rathausstrafie 2

53332 BORNHEIM

Anfrage, geméaR § 19 der GO des Rates, fiir die niichste Sitzung des
Ausschusses fiir Blirgerangelegenheiten,

Sehr geehrter Herr Blrgermeister Henseler,

ai‘n 14. November 2012 beschloss der Ausschuss fir Blrgerangelegenheiten unter
Punkt 5:

...2U priifen, mit welchen Mittel... und finanziellem und personellem Aufwand, an den
Brennpunkten im Stadtgebiet Abhilfe geschaffen werden kann, um den Anwohnern
Entlastung beziiglich ihrer Beldstigung zu schaffen.

Vorausgegangen war ein Blirgerantrag unterschrieben von 83 Roisdorfer Blrgern.

Doch nach dem nun 8 Monate vergangen sind, wurde dem Ausschuss das Ergebnis
der Prifung bis heute nicht vorgelegt. Mit dem Amtsleiterwechsel in einem der
zustandigen Fachbereiche 1 und 3 kann man dies meiner Meinung nach nun nicht
mehr entschuldigen.

Nach dem der Schulparkplatz in Roisdorf wg. den StraRenbauarbeiten im Sommer
2013 nur eingeschréankt als néchtlicher Aufenthaltsplatz von Jugendlichen genutzt
wurde, hat sich der Roisdorfer Dorfplatz als zusétzlicher Treffpunkt etabliert.

Meine schon seit Jahren fiir Dorf- und Parkplatze vorgeschlagenen Beschliisse
(Entscheidungen), fir ein Glas- und Alkoholverbot auRerhalb stidtisch genehmigter
Veranstaltungen und eine Sperrung des Dorfplatzes in Roisdorf ab 22 Uhr fiir PKWs,
blieben bis heute unbeachtet.
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Ebenso mein. Vorschlag fur die Uberwachung des ,ruhenden® Verkehrs nach
Dienstschluss der Verwaltung und am Wochenende, bZzw. an Feiertagen 450-Euro-
~ Kréfte, wie dies in anderen Kommunen schon seit Jahren erfolgreich praktlzrert wird,

auch ich Bornheim einzusetzen; blieb ebenfalls unbeachtet. :

Deshalb nun meine Frage:

Wann legt die Stadiverwaltung dem Ausschuss das Ergebms ihrer Prufung
vor'?

Flir eine Beantwortung in der BuA Sltzung am 17. September 2013 ware ich thnen
sehr dankbar. :

Mit freundlichen Grif3en

Harald Stadler

61/61




Inhaltsverzeichnis

57/2013, 17.09.2013, Sitzung des Ausschusses fir Blrgerangelegenheiten 1
Sitzungsdokumente
Einladung Ausschusse 3
Niederschrift 6 BlrgA 26.06.2013 4
Vorlagendokumente
TOP O 5 Anregung nach § 24 GO vom 03.06.2013 betr. Ressourcen fir die sonderpad
Vorlage 331/2013-4 9
Anregung 331/2013-4 10
Erganzungsvorlage 331/2013-4 14
TOP O 6 Anregung nach § 24 GO vom 17.06.2013 betr. Energiewende ohne Fracking
Vorlage 413/2013-SUA 17
Anregung 413/2013-SUA 19
TOP O 7 Anregung nach § 24 GO vom 05.07.2013 betr. Beriicksichtigung Baugebiete
Vorlage 404/2013-7 21
Anregung 404/2013-7 22
TOP O 8 Anregung nach § 24 GO vom 11.08.2013 betr. aktuelle Kinderbetreuungssit
Vorlage 439/2013-4 30
Anregung 439/2013-4 32
Anlage zur Satzung Elternbeitrage 439/2013-4 37
Beschluss OVG NRW 12 B 793-13 439/2013-4 38
TOP O 9 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Kinderbetreuungssituation in
Vorlage 450/2013-4 44
Anregung 450/2013-4 46
Anlage zur Satzung Elternbeitrage 450/2013-4 50
TOP O 10 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Busverkehr Schulkinder aus
Vorlage 451/2013-4 51
Anregung 451/2013-4 53
TOP O 11 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Beibehaltung des Peter-Fryn
Vorlage 454/2013-9 55
Anregung 454/2013-9 57
TOP O 12 Anfrage des RM Stadler vom 28.08.2013 betr. Stérung der Nachtruhe im B
Vorlage ohne Beschluss 455/2013-3 59
Anfrage 455/2013-3 60

Inhaltsverzeichnis 62



	57/2013, 17.09.2013, Sitzung des Ausschusses für Bürgerangelegenheiten
	Sitzungsdokumente
	Einladung Ausschüsse
	Niederschrift ö BürgA 26.06.2013

	Vorlagendokumente
	TOP Ö  5 Anregung nach § 24 GO vom 03.06.2013 betr. Ressourcen für die sonderpädagogische Förderung im Haushalt der Stadt Bornheim
	Vorlage  331/2013-4
	Anregung  331/2013-4
	Ergänzungsvorlage  331/2013-4

	TOP Ö  6 Anregung nach § 24 GO vom 17.06.2013 betr. Energiewende ohne Fracking
	Vorlage  413/2013-SUA
	Anregung  413/2013-SUA

	TOP Ö  7 Anregung nach § 24 GO vom 05.07.2013 betr. Berücksichtigung Baugebiete Herseler Straße, Fuhrweg/Koblenzer Straße und Maarpfad bei der vorrangigen Wohnbauflächenentwicklung in Roisdorf
	Vorlage  404/2013-7
	 Anregung  404/2013-7

	TOP Ö  8 Anregung nach § 24 GO vom 11.08.2013 betr. aktuelle Kinderbetreuungssituation in Walberberg
	Vorlage  439/2013-4
	Anregung  439/2013-4
	Anlage zur Satzung Elternbeiträge  439/2013-4
	Beschluss OVG NRW 12 B 793-13  439/2013-4

	TOP Ö  9 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Kinderbetreuungssituation in Walberberg
	Vorlage  450/2013-4
	Anregung  450/2013-4
	Anlage zur Satzung Elternbeiträge  450/2013-4

	TOP Ö  10 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Busverkehr Schulkinder aus Kardorf zur Grundschule Rösberg
	Vorlage  451/2013-4
	Anregung  451/2013-4

	TOP Ö  11 Anregung gem. § 24 GO vom 27.08.2013 betr. Beibehaltung des Peter-Fryns-Platzes als Parkplatz
	Vorlage  454/2013-9
	Anregung  454/2013-9

	TOP Ö  12 Anfrage des RM Stadler vom 28.08.2013 betr. Störung der Nachtruhe im Bereich Parkplatz Friedrichstraße in Roisdorf
	Vorlage ohne Beschluss  455/2013-3
	Anfrage  455/2013-3


	Inhaltsverzeichnis

